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Expedition

Jn den achtziger und neunziger Jahren ſchwelte und
limmte das revolutionäre Feuer in Rußland unter der Aſche.gen. wirklich einmal ein Flämmchen empor, ſo waren die

chergen des Zaren ſchnell bei der Hand, um es mit ihren
plumpen Polizeiſtiefeln tot zu treten. Jn den Studierſtuben
und in geheimen Zirkeln drängten ſich die freiheitlichen Elemente
zuſammen, um zähneknirſchend und ungeduldig zu warten, bis
die Stunde des Handelns gekommen ſei. Das Jahr 1901
machte dem dumpfen Dahindämmern ein Ende. Die revo-
lutionäre Bewegung trat auf die Straße. Aber es waren nicht
mehr allein Studenten und Vertreter der Jntelligenz, die ſich
den Polizeiknechten und Koſaken entgegenſtellten, nein, diesmal
war es auch das PVroletariat, die Jnduſtriearbeiter, die an
ihren Ketten zu rütteln anfingen. Ueberall wurde mit Opfer-
mut der Kampf gegen den Abſolutismus aufgenommen.

Doch auch der Feind ruhte nicht. Seine ganze Thätigkeit
erſtreckte ſich im vorigen Jahre ausſchließlich darauf, ſeine
innere Politik auf Verſchärfung der Maßregeln zur Ausrottung
der freiheitlichen Bewegung zuzuſchneiden. Vor allem war es
das Gendarmeriekorps, das ſich einer väterlichen Aufmerkſam-
keit der Regierung erfreute, damit dasſelbe mehr denn je ſeine
Schuldigkeit zum Schutze von Thron und Altar thue. Das
Syſtem der „verſchärften Ueberwachung“ wurde auf eine ganze
Anzahl von Gouvernements und Städten ausgedehnt. Ebenſo
wurde ein verſchärftes Geſetz über die Verwendung von Militär
bei Straßendemonſtrationen veröffentlicht.

Das Jahr 1902 hat nun zu neuen Zuſammenſtößen geführt.
Jn Moskau, in Petersburg, in Kiew und andern Städten kam
es zu Aufſtänden, bei denen die Bluthunde des Zaren mit
unglaublicher Brutalität vorgingen. Ueber die Vorgänge in
Moskau im Februar berichten Augenzeugen: „Vom 12. bis
22. Februar wurden von der Polizei in jeder Nacht Maſſen-
hausſuchungen vorgenommen. Jn der Befürchtung, abgefaßt
zu werden, beſchloſſen diejenigen, die noch in Freiheit geblieben
waren, die für den 22. Februar angeſetzte Verſammlung nicht
aufzuſchieben. Es war beſchloſſen, am 22. Februar auch eine
Demonſtration auf der Straße zu veranſtalten. Die Ver-
ſammlung war auf 12 Uhr mittags anberaumt. Schon früh
morgens begann ſich der Univerſitätshof mit Studenten und
Studentinnen zu füllen. Polizei war nicht zu ſehen. Als auf
dem Hof etwa 500 Perſonen verſammelt waren, wurde die
Pforte geſchloſſen und aus einem Verſteck trat Militär und
Polizei hervor, die das ganze Univerſitätsgebäude umzingelten.
Die Aula war offen und hier hielt man denn auch die Ver-
ſammlung ab. Einige der Teilnehmer wollten das Gebände
verlaſſen, beim Ausgang wurden ſie aber von der Polizei em-
pfangen und teils durch Schläge in die Univerſität zurück-
getrieben, teils in Haft genommen. Nur einzelnen gelang es
zu entkommen. Die Eingeſchloſſenen begaben ſich nunmehr in
das Zimmer des Jnſpektoriats, erbrachen dort den Schrank,
in dem die geheimen Charakteriſtiken der Studenten und andere
Dokumente der Univerſitätsgeheimpolizei aufbewahrt werden
und vernichteten dieſe. Um ſich nötigenfalls verteidigen zu
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es ſein muß mit Gewalt, verteidigen werden.“

können, wurden die Thüren, die zu der Aula führen, zuge-
nagelt und aus Möbeln Barrikaden aufgebaut. Aus dem
Fenſter wurde eine rote Fahne mit der Jnſchriſt „Freiheit“
ausgehängt. Ungefähr um 1 Uhr nachts wurden die Thüren
von der Polizei aufgebrochen, es traten Soldaten unter Ge-
wehr und Feuerwehrleute mit brennenden Fackeln ein. Den
Umzingelten gab man nun 15 Minuten Zeit, ſich zu über-
legen, ob ſie ſich übergeben wollten. Nach kurzer Diskuſſion
und nachdem die Flugblätter durch die Fenſter hinausgeworfen
worden waren, ergab man ſich. Die 517 Verhafteten wurden
auf die Straße hinausgeführt, hier in Kolonnen verteilt und
unter einem ſtarken Convoi der Sumskidragoner in das Ge-
fängnis verbracht. Auf der Straße waren nicht weniger als
300 Perſonen verhaftet worden. hielt ſie den ganzen
Tag und die Nacht ohne Nahrungsmittel.“

In einem aus dem Butirski Gefängnis geſchriebenen Brief
heißt es: „Die Arretierten wurden zu uns partienweiſe gebracht,
teils in Droſchken, teils zu Fuß. Jm ganzen werden es wohl
tauſend Perſonen ſein, von ihnen etwa 700 Studenten und 80

Man

Studentinnen. Die übrigen ſind Leute verſchiedener anderer
Berufsklaſſen. Jn den erſten Tagen erlaubte man keinem ſie
zu beſuchen, auch geſtattete man ihnen nicht Wäſche und Bücher
zu übergeben. Als 184 Perſonen deswegen den Hungerſtreik
proklamierten, gab die Gendarmerie nach. Am 1. März er-
ſchien in dem Gefängnis der Prokurator mit dem Gendarmerie-
chef und teilten mit, daß die auf der Straße Verhafteten zu
Freiheitsſtrafen von 8 Tagen bis zu 3 Monaten verurteilt
worden ſeien. Diejenigen, die in der Univerſität feſtgenommen
worden ſind, ſoll die Deportation nach Sibirien treffen.“

Die in der Verſammlung angenommene Reſolution lautete:
„Jn Erwägung, daß die gegenwärtige außerordentliche Lage
nur eine Folge des ruſſiſchen Syſtems der Rechtloſigkeit über-
haupt iſt, geben wir die Jlluſionen des akademiſchen Kampfes
für alle Zeiten auf und erheben die Fahne der allgemein poli-
tiſchen Forderungen. Wir ſind davon überzeugt, daß eine ge-
ordnete Entwickelung des geſellſchaftlichen Lebens nur dann
möglich iſt, wenn die ganze politiſche und ſoziale Struktur auf
Grundlagen des öffentlichen Rechts der Perſönlichkeit umge-
bildet wird. Wir ſind davon überzeugt, daß ſich das ruſſiſche
Leben um keinen Schritt vorwärts entwickeln wird und daß
die beſten Kräfte der ruſſiſchen Geſellſchaft vernichtet werden,
ſo lange dieſe Forderung nicht erfüllt iſt. Wir verlangen da-
her: 1. Unverletzlichkeit der Perſon, 2. Freiheit der Preſſe,
3. Freiheit des Gewiſſens, 4. Freiheit der Verſammlung und
der Koalition, 5. Verantwortlichkeit der Verwaltungsperſonen,
6. Zulaſſung der Frau zum Univerſitätsſtudium, 7. gleiche
Rechte für alle Nationalitäten, 8. Zugänglichkeit der Bildung.
Mit den Arbeitern fordern wir für ſie den Achtſtundentag und
das Streikrecht. Jn Erwägung, daß von der Regierung eine
Reorganiſation der geſellſchaftlichen Struktur Rußlands nicht
zu erwarten iſt, wenden wir uns an alle, die ihre politiſche
Reife beweiſen wollen, mit dem Hinweiſe, daß es Zeit iſt eine
Konſtituante einzuberufen. Unſer politiſches Programm zwingt
uns, unſeren Proteſt auf die Straße zu tragen, wo wir zu
ſammen mit der Armee der Arbeiter unſere Forderungen, wenn
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eingehenden Motivierung dem Miniſterium überſandt.
Jn Petersburg kam es am 8./21. Februar zu fürchter-

lichen Szenen. Dieſer Tag iſt der Stiftungstag der Peters-
burger Univerſität. Jm ſogenannten Volkshauſe Nikolaus II.
wurde von der Polizei ein wahres Blutbad veranſtaltet.
Augenzeugen berichten darüber: „Die Polizei hatte in Er-
fahrung gebracht, daß die Studenten am Stiftungstage der
Univerſität im Volkshaus eine Demonſtration zu veranſtalten
beabſichtigten und war dort ſchon früh in großer Stärke
erſchienen. Als die Proklamationen zur Verbreitung kamen,
ſtürzten die Poliziſten in den Saal. Am Hauptausgang
poſtierten ſich die in den Dienſten der Polizei ſtehenden Haus-
knechte und ließen nur Nichtſtudierende heraus. Jn dem Theater-
ſaal blieben ſchließlich faſt nur Studenten in einer Zahl von
etwa 200. Jn der Garderobe hatte das Gewühl ſchon be-
gonnen. Man hörte das Weinen von Frauen und entrüſtete
Männerſtimmen. Plötzlich erſcholl aus der Mitte der Haus-
knechte (Dworniki) der Ruf: „Was wartet Jhr? Schlagt
los!“ und wie auf ein verabredetes Zeichen begann das Wüten.
Aus der Menge griff man einen Studenten nach dem anderen
und führte ihn unter furchtbaren Schlägen in ein Nebenzimmer.
„Mein Begleiter,“ ſchreibt ein Augenzeuge, „wurde unter dem
Eindruck der gräßlichen Szenen faſt ohnmächtig. Beſonders
furchtbar wirkte der Moment, da unter dem Fauſtſchlag eines
Poliziſten das Geſicht einer Studentin von Blut überſtrömte.
Viele Poliziſten hatten die Handſchuhe rot von Blut. Geſchrei,
Stöhnen, das Wimmern der Kinder füllte den Saal. Mir
gelang es ſchließlich, durch den Bühnenraum zu entkommen,
ich befand mich im Alexanderpark. Hier ſah ich dieſelbe
Metzelei. Studenten, die ſich verſpätet hatten und hier ihre
Kameraden erwarteten, wurden von berittenen Poliziſten um
zingelt und mit Knuten geſchlagen. Jch ſah, wie das Publikum
und die Studenten vergebens aus dem Park herauszukommen
ſuchten, an allen Ausgängen ſtanden Poliziſten und trieben ſie
zurück. Jch verſuchte, in mehrere Alleen einzubiegen, immer
und immer ſtieß ich auf Mengen, die mir entgegenliefen, von
Poliziſten mit Knuten verfolgt. Als ich wieder vor dem
Theater ſtand, ſah ich, daß die Thüren ſchon geöffnet waren
und das dort noch gebliebene Publikum ohne Oberkleider und
Kopfbedeckung herausſtürzte. Jch ſah, wie Frauen weggeführt
wurden, ich weiß nicht, waren ſie ohnmächtig oder verwundet,
ich ſah in den Schnee hinausgetriebene Kinder, die in ihrer
Angſt die Hände rangen und weinten. Nach dem, was ich
hörte, konnte ich annehmen, daß von den Studenten ſo ziemlich
ſchon alle verhaftet waren.

Ein anderer Augenzeuge ſchreibt: „Die Polizei hatte ſichrechtzeitig vorbereitet. Jn dem Leſeſaal des Volkshauſes waren

bis 200 Hausknechte untergebracht, denen man jedem 20 Kope-
ken gegeben und Gratifikation verſprochen hatte, wenn ſie ihre
Sache gut machen ſollten. Wie ſie ſelbſt ſpäter prahlten, hatte
man ihnen auch tüchtig zu trinken gegeben und ſie beredet, ſieſollten nur feſt lodſchlagen Jn dem Saale waren ebenfalls

Hausfknechte untergebracht, von ihnen waren auch verſchiedene
als Studenten verkleidet. Um 101/2 Uhr war die Vorſtellung
zu Ende, und das Orcheſter ſpielte wie üblich die Zarenhymne.
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Hans Dampf in allen Gaſſen.
Novelle von Heinrich Zſchokke.
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„Herrſchen“, ſagte er, „iſt eine grohe Kunſt. Das aber iſt die
Kunſt, daß man nichts verderbe! Denn beſſer kann man es
nicht machen, als der liebe Gott ſchon alles gemacht hat. Die
Uhr geht von ſelbſt, wenn ſie aufgezogen iſt, darum greift nur
nicht in die Räder! Hat der Bauer den Acker einmal beſät,
ſo wird die Saat von ſelbſt aufgehen, wühle er nur nicht vor-
witzig wieder im Boden herum. Die Neuerungsſucht hat die
älteſten Staaten zu Grunde gerichtet; wer immerfort läuft,
muß endlich einmal ans Ende kommen. Wer nie zu Ende
kommen will, bleibe nur ſtehen. So machten es unſere glor-
würdigen Voreltern, o Lalenburger, und ſo müſſen auch wir
thun. Aller Firlefanz unſerer heutigen Staatsklugen und
Metaphyſiker hilft nichts. Stehen die Throne darum feſter
Vein, G wackeln nur deſto ärger. Haltet feſt am lieben Alten
Neue Ordnung iſt wie neuer Wein, der will Gärung. Alte

kräftig, lieblich, klar. Darum iſtOrdnung iſt wie alter Wein chdas Binnſte vom Alten veſſer, als das Klügſte der Neuerer.
Wir Menſchen bleiben Menſchen und werden trotz aller Mühe
nichts anderes gleich wie die Tiere auch. Die Menſchen ſterben
ebenſo gut, wo ſtudierte Doktoren und große Apotheken ſind,
als da, wo man weder Doktor noch Apotheker hat. Umgekehrt,
dort ſterben oft noch mehr, weil Doktor und Apotheker an der
natürlichen Ordnung im Menſchen beſſern und e wollen,
um des Geldes willen. Hütet Euch vor den Gelehrten! Selig
ſind die Armen am Geiſte! Die ſehen in ihrer pfeu mehr
als die von Weisheit VBerblendeten. So dachten unſere Vor-
ſahren. Rom und Griechenland gingen unter, Lalenburg ſteht
noch heutigen Tages. Es geht mit den Staaten wie mit ein
zelnen Menſchen Kluge Kinder ſterben früh. Ein kluger
Stagtsmann läßt es gehen. Alles kömmt und macht ſich zu-
et doch. Man eile der Natur nicht zuvor. Sie will keine
Spwinog, Was heute nicht geſchieht, kann morgen geſchehen.
J der Apfel veiſ, ſo fält er vom Baume und verlangt nicht,

Darum iſt es bei uns eine derdaß Jhr un ihm hinaufklettert.

thut, hat gewiß am meiſten gethan. Nur nie zu viel regiert.
Wem Gott wohl will, dem giebt er's im Schlaf. Die Haupt-
tugend eines Regenten iſt, daß er den Geſetzen, auch den ſchlech-
teſten, Ehrfurcht zu verſchaffen wiſſe. Wollt Jhr. ded man
Eure Werke ehre, ſo müſſet Jhr Euch ſelbſt beim Volke Reſpekt
zu machen wiſſen. Daher die Notwendigkeit äußerlichen An-
ſehens, Glanzes, Pompes bei Königen, Kaiſern und anderen
Fürſten und Staatsmännern. Eine ernſte, wichtige Gebärde iſt
in Republiken wichtiger als die Weisheit ſelbſt, und die gute
Perücke dem gemeinen Weſen oft erſprießlicher als ein guter
Ruf. Daher zu Lalenburg ein Staatsgrundgeſetz ſeit undenk-
lichen Zeiten: Konſuln und Stadtſchreiber ſollen Perücken
tragen. Das Kleid macht den Mann! Das wirkſamſte Zauber-

ittel in den freien Staaten iſt die Heimlichkeit oder das Ge
jeimnisvolle. Damit erwirbt man ſich ſelbſt große Bedeutung,
dem Amte Achtung, dem Staat Ehre. Ein kluger Staatsmann
muß immer Kopf und Herz von Geheimniſſen voll, oder doch
das Anſehen von dergleichen haben gleichwie auch ein Eimer
darum noch nicht zuſammenfällt, wenn er ausgeleert iſt. Es
ſchadet gar nichts, wenn man auch im Vertrauen alles erzählt,
ſobald man nur die Miene hat, das Beſte noch zurückbehalten
zu haben. Darum beſteht Lalenburg immer noch glänzend,
weil wir alle Meiſter in dieſer Kunſt ſind. Das Reden und
Plaudern mag man im Rathausſaale bei Staatsgeheimniſſen
allerdings erlauben, doch nicht das Druckenlaſſen. Gott hat
den Mund des Menſchen geſchaffen, aber nicht die Buchdrucker
preſſe. Nichts Gefährlicheres für unſer Anſehen, als dies heil-
loſe Werkzeug, welches der ganzen Welt zur Schau ſtellt, was
wir ſind ünd thun, und was wir nicht ſind und nicht thun.
Kluge Fürſten haben ſich ſchon den Kopf über Zenſurgeſetze
zerbrochen: wir machen es noch klüger und verbieten in unſerer
Republik den Druck aller Bücher und Zeitungen, mit Aus-
nahme der Gebet- und Geſangbücher und Neujahrswünſche,
oder Hochzeits- und anderer Gelegenheitsgedichte. Es iſt nun
leider wahr, je ſtrenger wir gegen die gottloſe Publizität ſind,deſto größer wird damit der dung im Ausland getrieben, und

je weniger wir durch den Druck von uns bekannt werden laſſen,
weil wir zu beſcheiden ſind, deſto mehr ſchreibt und druckt man
von unſeren löblichen Lalenburgereien in der Fremde. Doch,
was wir nicht hindern können, wollen wir geſchehen laſſen.
Wir ſpielen dagegen den Herren den Poſſen und leſen ihr S
nicht; dann ſind wir bei uns ſelbſt wieder in Ehren. Denn
was ich nicht weiß, macht mich nicht heiß.“

Jn dieſem Tone ſprach Hans Dampf noch lange. Die Leute,
weil ſie das alles ſchon auswendig wußten, gähnten eins ums
andere, daß ihnen die Augen übergingen:; ſobald ſie aber an
die Reihe kamen, waren ſie unerſchöpflich in Lobeserhebungen
des großen Mannes, der zuerſt geſprochen, rühmten ſeine
tiefen Einſichten und fügten dazu die ganz beſcheidene Be-
merkung: er habe ihnen ganz aus der Seele geredet und alles,
was ſie ſelbſt hätten ſagen wollen, vorweggenommen.

18.

Jn allen Gaſſen.
Und am gleichen Tag ward Hans Dampf zum Konſul der Repu

blik erkoren und ausgerufen.
Er beſchwor den ganzen Rat mit Thränen, dieſe Wahl zurückzunehmen und einen Würdigern aeogerieſen allein

achtete keiner, denn jedermann wußte, daß dieſe Thränen und
dies demutsvolle Sträuben zum altertümlichen Zeremoniell der
Gewählten gehörten.

Nun erſt begann die glänzende Epoche im Leben des
Hans Dampf, oder vielmehr, wie ihn ſchon die Zeitgenoſſen zu
nennen beliebten, Hans Dampf in allen Gaſſen, denn er ward
die Seele von ganz Lalenburg, ſteckte überall, kam überall in
die Quere, verzettelte und entzettelte alles links und rechts,
ohne es zu wiſſen oder zu wollen. Wo man liebte, war
Dampf, wo man zankte, war Hans Dampf; wo etwas
ing, war Hans Damf:; wo ein Geheimnis zu aller t

Wiſſen kam, war Hans J der erſte Helfer.
Gleich den Tag nach der Wahl ward er an fünfundzwanzig

Orten zu ſeinem Viertelhundert Bräuten zu Gaſte geladen:
ward er doch der Geſchichtſchreiber erſchrickt nun ſelbſt vor dem
rieſenhaften Unternehmen, der Plutarch dieſes Helden zu ſein.

Ende.



em Augenblick hoben die Studenten und StudentinnenW ſ hne empor und eine Stimme rief: „Nieder
mit den ndelreformatoren!“ Die Menge beantwortete
den Ruf mit Beifall. Jn dieſem Augenblick erfolgte auch ſchon
der Ueberfall. Die betrunkenen Hausknechte und die Poliziſten
des Herrn Kleigel erfüllten den ihnen erteilten Befehl. Die
Poliziſten zogen blank. ch ſah, wie ein Student und eineStudentin m die Menge lief in ihrem Schreck über
ſie hinweg. Beide blieben tot oder ſchwer verletzt liegen. Die-
jenigen, denen es gelang, auf die Straße zu entkommen, wur

en dort von berittenen Gendarmen und Poliziſten geſchlagen.
Jn dem leeren Saale blieben ſchließlich nur 18 Perſonen, die
verwundet in Blutlachen auf dem Boden lagen. Sie wurden
in ein Nebenzimmer gebracht. Als der Polizeimeiſter Baron
v. Nolde das Zimmer betrat, ſchrie man ihm entgegen „Schufte,
konntet Jhr nicht ohne Mord auskommen Nolde antwortete
mit frechein Gleichmut: „So habt Jhr es nötig, Jhr Vieh!“

Aus dem Kiewer Gefängnis wird geſchrieben: „Die arre-
tierten Frauen werden beſchimpft und geſchlagen. Ein Polizei
offizier erlaubte ſich folgendes: Er riß einer während der De-
monſtration verhafteten Studentin bei der Leibesviſitation die
Taille auf. Als dieſe vor Schmerz und Scham laut aufſchrie,
bemerkte er zyniſch: „Was ſchreiſt Du, H. habe keine Angſt,
ich werde Dir Deine nicht abreißen!“ Erlaubte man
ſich ein ſolches Betragen gegenüber Frauen, ſo kann man ſich
denken, was alles die Männer ertragen müſſen.“

Dieſe Schilderungen ſind nur eine kleine Auswahl aus den
Berichten, die jetzt auf brieflichem Wege in das Ausland ge-
langen. Die ruſſiſche Preſſe bringt natürlich unter dem Ein-
ſluſſe der Zenſur gar keine oder polizeilich redigierte Nachrichten
über die Henkerarbeit der Zarenſchergen.

Zwei Lehren haben dieſe Vorgänge den Freiheitskämpfern
gegeben. Studenten und Arbeiter ſehen ein, daß es für ſie
keinen anderen Ausweg mehr giebt, als die Waffe. Dann
iſt ihnen aber die Notwendigkeit einer ſtarken Organiſation klar
geworden. Die ruſſiſche Studentenſchaft hat ſich auf einem
Kongreß zuſammengeſchloſſen und ein Programm aufgeſtellt, in
welchem vor allem die Propaganda der ſozialiſtiſchen Jdeen
unter den Studenten und das Zuſammengehen mit den Arbei-
tern betont wird.
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Tagesgeſchinzte.
Halle, 25. März.

„Und herrſchen wollen wir in der Welt!“
Jn Brandenburg hat der Diviſionskommandeur und (General-

leutnant v. Liebert einen ſogenannten Deutſchen Abend“ ver-
anſtaltet, der von mehreren Vereinen beſucht war. v. Viebert,
der früher Gouverneur in DeutſchOſtafrika war, betonte in
einer Rede die Notwendigkeit der Kolonial und Weltpolitik
und rief u. a. begeiſtert aus: „Wir ſind ein Herrenvolk,
ein aufſteigendes Volk, und herrſchen wollen wir in der
Welt. Das iſt die echte weltpolitiſche Schneidigkeit, die
dem deutſchen Volke ſehr ſchmerzhafte Rippenſtöße einbringen
müßte, wenn ſie in die Praxis umgeſetzt würde. Das „herrſchen
wollen“ macht's nicht allein aus, ſondern dazu gehört auch
einer, der ſich beherrſchen läßt. Dazu hat jedoch niemand
mehr Neigung, namentlich nicht, wenn es ſich um preußiſch-
deutſche Herrſchaft handelt.

Das amtliche Wahlergebnis in Breslau Weſt lautet:
Abgegeben wurden 25 848 Stimmen (2042 weniger als 1898).
Genoſſe Bernſtein wucde mit 14 689 Stimmen gewählt. Er
erhielt 131 Stimmen weniger als Schönlank im Jahre 1898.
Die Zahl der Stimmen des Kandidaten der Freiſinnigen Volks
partet, Rechtsanwalt Heilberg, ſtieg von 5559 auf 6408 um849 Stimmen. Auf den Kuſervatis klerikalen Kandidaten

Juſtizrat Bellerode fielen 4425, auf den Antiſemiten v. Moſch
332, zerſplittert wurden 4 Stimmen. 1898 wurden 4363
nationalliberale, 2464 Zentrums-, 509 antiſemitiſche und 53
konſervative Stimmen abgegeben.

Die Ausführungsbeftimmungen zum Fleiſchbeſchaugeſetz
ſind vom Bundesrat feſtgeſtellt worden und ſollen am 1. Jan.
1903 in Kraft treten, vorausgeſetzt, daß ſämtliche Einzelſtaaten
bis dahin mit den erforderlichen Vorbereitungen und Einrich-
tungen fertig ſein werden.

Jm neuen Zuckerſteuergeſetzentwurf iſt die Kontin-
gentierung fallen gelaſſen und demgemäß auch eine Neuregelung
der Betriebsſteuer vorgeſehen worden, jedoch iſt die Staffelung
der Betriebsſteuer beibehalten, um den kleineren Zuckerfabriken
den Wettbewerb mit den größeren zu ermöglichen.

Die neue Verhandlung im Kroſigk- Prozeß in Gum-
binnen beginnt, wie jetzt mitgeteilt wird, am 17. April.

Fregattenkapitän Neitzke hat bei ſeinem Scheiden aus dem
Dienſte den Kronenorden 3. Klaſſe erhalten.

Beförderung. Der Geh. Ober-Regierungsrat Gruner, be-
kannt als Verfaſſer der Denkſchrift zur Zuchthausvorlage, iſt
an Stelle des verſtorbenen Wödtke zum Präſidenten des Auf-
ſichtsamtes für private Verſicherungen ernannt worden.

Eine angenehme Strafverbüßung hat der edle Herr
v. Falkenhagen, der wegen Duellmordes zu 6 Jahren Feſtungs-
haft verurteilt worden iſt. Der Vollzug der Strafe iſt ein
derart milder, daß ſich ſogar gutgeſinnte bürgerliche Blätter
darüber aufhalten. Der hochgeborene Verbrecher hat ſchon
mehrmals Urlaub nach Danzig erhalten und in letzter Woche
auch eine größere landwirtſchaftliche Veranſtaltung beſucht.
Hoffentlich wird der Herr auch bei der nächſten Verſammlung
der Landwirte im Zirkus Buſch nicht fehlen.

Rückwärts, Don Rodrigo Zum Leiter des preußiſchen
Volksſchulweſens ſoll an Stelle des liberalen Kügler der pieti-
ſtiſche Dr. Schwarzkopff auserſehen ſein, der bisher Direk-
toc der kirchlichen Abteilung im Kultusminiſterium war.

Ausland.

Ungarn. Koloman Tisza, eine liberale Größe, die
eine Zeitlang die Politik Ungarns geleitet hat, iſt am Sonntag
in Budapeſt geſtorben. Er war der Vertreter der Jntereſſen
der ungariſchen Geldſack- und Geburtsariſtokratie und hatte
für das Wohl und Wehe der arbeitenden Klaſſen nicht das
geringſte Verſtändnis. Bekannt iſt ja, wie bei den Wahlen
der ſogenannte Viberalismus in Ungarn mit dem Gendarmen-
ſhbel arbeitet. Jn den letzten Jahren hatte Tisza wenig Ein-
u anf das politiſche Leben. Sein Begräbnis wird mit
grohen FFeier lichkeiten von ſtatten gehen.

Frankreich. Zu Schlägereien zwiſchen Natio-
relikben und Sozialiſten iſt es nach einer Verſammlung
m Z. Maur gekommen.

Belgien Dytamitattentate
n u gekänmenn

ſind an verſchiedenen
So vor dem Hanſe eines klerikalen Ab-

e e r einem Brüſſeler Poſtgebäude. Perſonen
t t verletzt worden. Es wird angenommen, daß
a u a et Po beit handelt.

Geheimnisvoller w. eines Generals.
hatnſtitut a 20 er war eine ſt

atur. Der Kriegsminiſter ließ ſofort daſegeln und bewiſſen la
Kabinett und die Papiere des Verſtorbenen verſi
auftragte mehrere höhere Offiziere des Generalſtäbes mit derUnterſuchung des dunklen Vorſalles.

Jtalien. Ein Geſetzentwurf über Frauen und
Kinderarbeit iſt von der italieniſchen Kammer angenom-
men worden, worauf ſich dieſelbe bis zum 15. Mai vertagte.
Der Entwurf enthält Beſtimmungen, die weit hinter den For-
derungen zurückſtehen, die von den Sozialiſten aufgeſtellt
waren.

Serbien. In der Schabatzer Putſchaffaire iſt der
Frkf. Ztg. zufolge die Unterſuchung beendet. Unter Anklage
ſtehen vier öſtreichiſche Unterthanen, die Alawantitſch von
OeſtreichiſchMitrowitza begleiteten, ferner vier Zollwächter und
dreißig Feuerwehrleite, die ſich ihm anſchloſſen. Die Schluß-
verhandlung dürfte in zehn Tagen ſtattfinden.

Rußzland. Die Knutenregierung ſucht jede freiere
Geiſtesregung zu unterdrücken. Nach der Verfolgung Tolſtois
kommt die eines anderen Litteraten, Maxim Gorkis, der ſich
in letzter Zeit einen Namen gemacht hat. Derſelbe ſollte zum
Ehrenmitglied der Akademie der Wiſſenſchaften ernannt werden.
Jetzt teilt der ruſſiſche Regierungsbote mit, daß die Wahl Gorkis
zur Akademie für ungiltig erklärt wurde, weil derſelbe nach dem
Paragraph 1035 der Kriminalprozeßordnung zur Unterſuchung
gezogen. Der Paragraph betrifft verbrecheriſche Abſichten, die
die Anzeichen eines Staatsverbrechens tragen.

Die revolutionäre Jdee findet auch in den höchſten
Geſellſchaftsſchichten Anhänger. Die Wiener Arbeiter- Zeitung
meldet aus Warſchau, daß am 12. ds. an der ruſſiſchen Grenze
eine ſenſationelle Verhaftung vorgenommen worden iſt, die fälſch-
licherweiſe mit der Affäre des Oberſten Grimm in Verbindung
gebracht wurde. Graf W., der in beſonderer Verwendung beim
Geueralgouverneur von Moskan, dem Großfürſten Sergius,
ſtehe, ſei in Begleitung zweier Schweſtern aus dem Ausland,
wohin er zum Begräbnis ſeines Vaters gefahren war, zurück-
gekehrt. Jn der Grenzſtation ſei er von einem ruſſiſchen
Gendarmen angehalten und nach telegraphiſch eingeholter Be-
willigung des Großfürſten Sergius einer peinlichen Leibes-
viſitation unterzogen worden. Man habe bei ihm zahlreiche
kompromittierende Druckſachen und Schriften gefunden, die auf
eine Verbindung mit der revolutionären Bewegung hinwieſen.
Sowohl Graf W. als ſeine beiden Schweſtern ſeien verhaftet
und unter Eskorte nach Warſchanu gebracht worden, wo ſie in
der dortigen Zitadelle interniert wurden.

Die Gärung in Rußland in allen Schichten der
Bevölkerung nimmt immer mehr zu. Gelangen zwar Nach-
richten über die revolutionäre Bewegung nur durch Privat
briefe, beſonders an unſere Parteipreſſe, an die Oeffentlichkeit,
ſo kann ſelbſt die amtliche Zenſur nicht mehr alles unterdrücken.
So kommt aus Tiflis vom 23. März folgende Meldung durch
die amtliche Zeitung Kawkas: Nachrichten aus Batum zufolge
haben die Arbeiter der Rothſchildſchen Werke am 17. März die
Arbeit eingeſtellt, da man ihre völlig ungerechtfertigten Forde-
rungen ablehnte. Die Werke wurden nunmehr geſchloſſen.
Am 21. März verſammelten ſich ungefähr 300 von den Ar-
beitern vor dem Polizeiamt und verlangten die Freilaſſung der
am vorhergehenden Tage verhafteten Rädelsführer der Be
wegung. Da die Angeſammelten der Aufforderung der Polizei
zum Auseinandergehen nicht nachkamen, wurden mehrere Ver-
haftungen vorgenommen. Am folgenden Tage machte eine
Menge den Verſuch, die Verhafteten zu befreien, und griff dievor hep Gefängnis aufgeſtellte Kompagnie Soldaten an. Die

Leute ſchoſſen und warfen Steine auf die Soldaten, die in der
Notwehr Feuer gaben. Von den Soldaten wurde einer ver-
wundet; von den Ruheſtörern blieben dreißig tot.

China. Der Aufſtand im Süden nimmt immer
größeren Umfang an. Aus Hongkong wird gemeldet: Die
kaiſerlichen Truppen in Kwangchau haben beim Eintreffen der
Rebellen die Flucht ergriffen. Die Rebellen bemächtigten ſich
des Arſenals und des geſamten Proviants und ſetzten dann
die Gefangenen in Freiheit. Verſtärkungen, die von den Re-
gierungstruppen in Canton gefordert wurden, wurden unter
dem Hinweiſe abgelehnt, daß die Stadt Canton nicht von
Truppen entblößt werden dürfe.

Der Krieg in Südafrika.
Wie ſchon geſtern unter Letzte Nachrichten mitgeteilt wurde-
ſind verſchiedene Burenführer im Hauptquartier Kitcheners ein
getroſfen, um angeblich mit dieſem in Friedensverhandlungen
einzutreten. Amtlich iſt darüber in London noch nichts bekannt
geworden ſo daß die Nachrichten darüber noch mit großer
Vorſicht aufgenommen werden müſſen. Botha und Delarey
W übrigens mit der Miſſion Schalk Burgers nichts zu thun
jaben.

Zum Zollkrieg.
Wem der Staat hilft. Von den 8.9 Millionen Mark,

die voriges Jahr in Preußen an ſolche Landwirte der Oſt-
provinzen verteilt worden ſind, deren Winterſaat durch die
Witterung vernichtet worden war, haben 992 Landwirte mit
je über 100 Hektar Landbeſitz zuſammen 852 150 Mark
erhalten.

Wie ſich in den Geſamtzahlen die Subventionen auf Klein-,
Mittel und Großbetrieb verteilten, das möge als Stichprobe
die Provinz Poſen zeigen.

Es erhieiten an:
unter 5 ha 5--20 ha 20--100 ha über 100 ha

Saatgut 245 547 M. 877 675 M. 879 436 M. 219066 M.
Futtermittel 76 680 251 276 2358 401 143 056
Streumittel 13 529 38927 23 719 3880Düngemittel 32 540 174 989 189 390 161 945

Es ergiebt ſich daraus, daß nur ein kleiner Bruchteil der
Summen auf die Landproletarfer, die unter 5 Hektar beſitzen,
entfallen iſt, während der Löwenanteil den mittleren und
großen Beſitzern zu gute gekommen iſt. Und doch werden
naturgemäß die Zwergbauern am ſchwerſten von Mißernten
betroſſfen; ſie ſind auch am wehrloſeſten.

Die arbeitsloſen JndnftrieArbeiter wiſſen nun, was ſie zu
thun haben, um Staatshilfe zu erlangen. Sie brauchen nur
Rittergüter von 100 Hektar und mehr zu erſtehen: Dann
erhalten ſie nicht nur Zölle und Liebesgaben aller Art; ſondern
der Staat ſpringt auch ſofort hilfreich ein, wenn das Wetter
ihnen einmal Schaden zufügt.

Zur Diätenfrage. Die Zentrumsblätter fahren ſort, die
Regierung inſtändigſt zu bitten, ſie möge doch allgemeine
Diäten zahlen, weil ſonſt die Zollvorlage keinerlei Ausſichten
habe. Würden keine Diäten gezahlt, ſo wäre es unmöglich,
dauernd 200 Abgeordnete in Berlin zu halten. Dann aber
wäre der Reſchstag nicht beſchlußfähig, was von den Zoll
gegnern ſicherlich ausgenützt wurde, um Si
unmöglich zu machen. Es ſei deshalb Pflicht des

Derſelbe leitete das

übernungen ü e
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darzulegen, daß die Bewilligung von allgemnekwend e Mittel iſt, um die wichtige Zoillgeſetz
ebung in Vang zu halten. Wenn Graf Bülow und ſeine

Kollegen im preußiſchen Staatsminiſterium dieſer Aufgabe nicht

mit voller Einſetzun rer Perſon Sg würden, ſo hättenſie die Verantwortlideet für das Stocken des Reformwerkes

und die damit verbundene innere Kriſis zu tragen. Das
S der Zentrumsblätter wird kaum die erwartete

irkung haben. Doch ſelbſt wenn Diäten gezahlt würden,
kommt der Zolltarif vor den nächſten Wahlen nicht durch die
zweite und dritte Leſung.

Die Gaſtwirte rühren ſich neuerdings allerorten und
nehmen energiſch Stellung gegen den Zolltarif.

Auch die Droſchkenkutſcher mit eigenem Geſpann würden
die agrariſchen Segnungen des neuen Zolltarifs ſpüren, wenn
ihn die Regierung durchdrücken ſollte. Bekanntlich hat die
Zolltarifkommiſſion einen Maiszoll von 5 Mk. für den Doppel-
zentner beſchloſſen. Mais iſt ein ſehr gutes Kraftfutter für
Pferde. So verfütterte beiſpielsweiſe die Berliner Pferdebahn
geſellſchaft im letzten Jahre für 3 Mill. Mk. Mais und nur
300 000 Mk. Hafer. Die Fütterung eines Pferdes würde nach
Jnkrafttreten des Geſetzes etwa 90 Mk. jährlich mehr koſten
als jetzt.

Bülow, als erſten Beraters der Krone, n

Wolizeiliches und Gerichtliches.

g Wegen Vergehens Zagen 85 2 und S des Braun-
ſchweigſchen Vereins- und Verſammlungsrechts waren
der Expedient Auguſt Weſemeier, der Buchbinder Klar und derSchlächtergeſelle Karl Ehrig Sämtliche Angeklagte
ſollen Ende November v. J. unterlaſſen haben, einen unter dem
Namen „Zentralverband der Fleiſcher und Berufsgenoſſen
Deutſchlands“ gegründeten Verein n anzumelden. Weſe-
meier und Klar werden ferner beſchuldigt, als VorſtandsMit-
glieder des genannten Vereins eine für den 27. November als
öffentlich einberufene Verſammlung nicht angemeldet zu haben.
Wegen dieſer Uebertretungten wurden die Angeklaggen mit einem
polizeilichen Strafmandat bedacht. Gegen dieſe Verfügung war
von ihnen richterliche Entſcheidung beantragt worden. Die An
geklagten beſtritten entſchieden, daß die am 27. November im
Gewerkſchaftshauſe abgehaltene Verſammlung eine öffentliche
geweſen, da ſie nicht durch Plakate oder durch eine Anzeige in
den Blättern bekannt gegeben worden ſei. Die in Braunſchweig
beſtehende Organiſation der Fleiſcher ſei auch gar kein Verein
ſondern nur eine Zahlſtelle des Fleiſcherverbandes, die nur von
einem Vertrauensmann verwaltet würde, von einem Vorſtande
könne demnach keine Rede ſein. Wegen der Unterlaſſung der
Verſammlungs- Anmeldung ließ ſchon der Amtsanwalt die An
klage ſallen. Das Gericht ſchloß ſich in dieſer Beziehung dem
Amtsanwalt an, erkannte aber auch wegen der Nichtanmeldung
des nichtbeſtehenden Vereins auf Freiſprechung, ſo da die
Angeklagten von Strafe und Koſten freikamen. Die Koſten
muß leider der braunſchweigiſche Staat tragen, nicht die in
Frage kommenden, Polizeibeamten.

S Wegen Verächtlichmachung von Staatseinrichtungen
würde der Genoſſe Kaſch, Redakteur des Volksblattes für
a von der Strafkammer in Lüneburg zu 1 Monat
Gefängnis verurteilt. Er hatte den Artikel eines Mitarbeiters
über die Arbeitsloſigkeit aufgenommen, in dem ſich die Wendung
fand, daß der Arbeitsloſe der Willkür der Polizei überliefert
ſei, und darin wurde der Thatbeſtand des S 131 gefunden, alſo
die Behauptung einer wiſſentlich erdichteten Thatſache zur Ver
ächtlichmachung von Staatseinrichtungen. Der Verteidiger,
Rechtsanwalt R. Heinemann, wies zwar, gaſtüst auf eine
ReichsgerichtsEntſcheidung, ſehr eindringlich darauf hin, daß
in dieſer Redewendung überhaupt nicht die Behauptung einer
Thatſache ſondern eine allgemeine Kritik enthalten ſei, das
Gericht folgte aber der Auffaſſung des Staatsanwalts.

für das Sachverſtändnis des Staatsanwalts iſt
emerkung der Anklageſchrift, V der Angeklagte darch

Verbrennen des Manuſtkripts ſein Schuldbewußtſein zu er-
kennen gegeben habe. Der Angeklagte hatte die Vernehmung
eines Sachverſtändigen darüber beantragt, daß in allen Redak-
tionen die gebrauchten Manufkripte vernichtet würde. Die
Vernehmung des Sachverſtändigen wurde dann vom Gericht
h und die Behauptung des Angeklagten als wahr
unterſtellt.
S Der Leipziger Ratsſekretär Golla gegen die Leip

ziger Volkszeitung. An den Reichstagsabgeordneten Genoſſen
Bebel war Ende vorigen Jahres eine mit dem Poſtſtempel
Leipzig verſehene Poſtkarte gerichtet worden, deren Jnhalt auf
eine von Bebel im Reichstage gehaltene Rede Bezug nahm und
äußerſt beleidigend war. Die Poſtkarte war mit Oberlehrer
O. Müller unterzeichnet und wurde, um den eigentlichen
Schreiber ausfindig zu machen, da ein Oberlehrer O. Müller
in Leipzig überhaupt nicht exiſtiert, von der Leipziger Volksztg.im Fokſimile abgedruckt. Die Veröffentlichung hatte zur e e,
daß ſich der Verdacht der Thäterſchaft auf den bei der a
geſchäftsſtelle der Stadt Leipzig angeſtellren Ratsſekretär Golla
lenkte und dieſe Vermutung wurde durch mehrere Schriften-
vergleiche erhärtet. Herr Golla wurde in der Leipziger Volks
zeitung direkt der Thäterſchaft beſchulvigt. Golla beſtritt, der
Schreiber der Karte geweſen zu ſein. Vom Rate der Stadt
Leipzig wurde Herr Golla vorläufig vom Amte ſuſpendiert und
ihm aufgegeben, gegen die Leipziger Volkszeitung klagbar zu
werden. Golla hat dieſe Weiſung befolgt. war demzufolge
am Donnerstag vor dem Schöffengericht gegen den verant
wortlichen Redakteur der Leipziger Volkszeitung, Genoſſen
Fritz Seeger, Verhandlung an eraumt worden.

Die Verhandlung wurde aber vertagt, da das Gutachten
mehrerer ſchriftkundigen Sachverſtändigen eingeholt werden ſoll.

Tarteinachrichten.

Des Meineides beſchuldigt hatte bekanntlich Dr. Lüt-genan unſeren Genoſſen un Pehrn, der in der Betrugs
affaire Lütgenaus gegen denſelben ausgeſagt hatte. Genoſſen
Lückelt iſt vom Landgerichte Dortmund ein Schriftſtück zugegangen.

B
die

nach welchem die Unterſuchung gegen ihn wegen mangelndenBeweiſes eingeſtellt worden iſt. Hiermit dürfte der „Fall
Lütgenau“ erledigt ſein.

Gemeindewahlen. Jn NeuWeißenſee bei Berlin
wurden die Genoſſen Seifert und Kuſielke in den Gemeinderat
gewählt, der nunmehr 6 Sozialdemokraten aufweiſt.

Gewerkſchaftliches.
Das Arbeiterſekretariat in Köln hat ſeinen erſten Jahresbericht über den Stand der Heere R rin

Druck erſcheinen laſſen. (Selbſtverlag des Arbeſter-SekretariatsKöln 1902. 52 Seiten. Preis 20 V Durch eine Urabſtim-
mung im März 1899 war die Gründung eines Arbeiter Sekre
tariats ſeitens der organiſierten Arbeiter Kölns mit 2070 gegen106 Stimmen beſchloſſen worden. Die Gewerlſchaften a en
a Anterhalteng des Sekretariats 12 Pf. pro Kopf und Monat
dafür erfolgt die Auskunfterteilung unentgeltlich an jeden, derihrer bedarf, nicht nur an organiſierte Arbeſter Als Fekretäre
fungieren die Genoſſen Adolf Hofrichter und Jean Kröger.Am 3. Januar begann das Sekretariat ſeine de es
war an 300 Wochey und an 60 Sonn und Feſertagen gebhffnet,
Die Zahl der Rot- und Anskunſtſuchenden beirn insgeſamt14352. davon waren männliche rſonen u o
2144 darunter 129 Dienſtmädchen und zen Witwen. Pſe nekunfterteilung weög ch auf Fragen der Axbe(ferve J
des Arbeits und Dienſtvertrages, der W engS s, des Strafrechts, quf Gew h u

en
gefertigt, von denen 809
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Die Geſam
auf 6767.18 Mk., die Geſamtausgaben auf
am 31. Dezember ein Kaſſenbeſtand von 325.53 Mk. verblieb.

Den Wert der Arbeiter-Sekretariate beweiſt der Bericht aufs
neue; denn wenn 13317 Perſonen die faſt ausnahmslos
Arbeiter waren koſtenloſe Auskunft erteilt werden konnte,
wenn Tauſenden von mittelloſen Leuten zu ihrem Rechte ver-
holfen wurde, ſo hat das Arbeiter-Sekretariat damit wahrlich
ſeine Exiſtenzberechtigung dargethan.

Aus dem Bericht des Kölner Gewerkſchaftskartells heben wir
hervor, daß in Köln der Mitgliederſtand aller Organiſationen

im Laufe des Jahres 1901 von 1504 auf 1683 ſtieg. Wenn auch
leider in dem Bericht eine Statiſtik über den Prozentſatz der
organiſierten Arbeiter gegenüber den Nichtorganiſierten fehlt, ſo
beweiſt doch die Erhöhung des Mitgliederſtandes, daß es auch
im katholiſchen Köln langſam vorwärts geht.
Gewerbegerichts Wahlſiege. Jn Mülheim a. Rh.

ſiegten die freien Gewerkſchaften mit 2158 Stimmen über die
„chriſtlichen“, welche nur 1096 Stimmen erhielten. Jn Kalk
erhielten die freien Gewerkſchaften 1929 Stimmen gegen 1538
„chriſtliche“. Schließlich Wer die freien Gewerkſchaften zum
erſtenmal in der Bürgermeiſterei Haum ar mit 147 gegen 117
Stimmen. Jn Kalk verbreiteten die „Chriſtlichen“ die Wahl-
parole: „Die Schwarzen und die Blauen, die werden die Roten
verhauen!“ Es kam umgekehrt, die Schwarzen büßten ſämtliche
Sitze ein, die ſie bisher inne hatten. n Meißen wurden
die vom Gewerkſchaftskartell aufgeſtellten Kandidaten mit 1737
bis 1739 Stimmen gewählt. Eine Gegenliſte war nicht vor-
handen. Von den Arbeitgebern beteiligten ſich 74 an der
Wahl. Die vom Gewerbeverein aufgeſtellten Kandidaten wur
den gewählt.

6441.63 Mk.,

Der zweite Verbandstag des Verbandes
deutſcher Gaſtwirtsgehilfen.

Nach fortgeſetzter eingehender Diskuſſion über die Art der in
den einzelnen Gegenden bisher geführten Agitation werden die
aus Dresden, Bonn und Breslau eingebrachten Anträge in der
Vormittagsſitzung des 3. Tages abgelehnt. Annahme fand fol-
gender von Zillmann Hamburg geſtellter Antrag: Die nahe
beieinander liegenden Ortsverwaltungen eines Bezirkes kön-
nen zur Ausſprache nach vorheriger Zuſtimmung der Haupt-
Verwaltung oder auf deren Veranlaſſung zufammentreten. Der
Hauptverwaltung ſteht das Recht auf Vertretung zu. Die ent-
ſtehenden Koſten tragen in der Regel die daran beteiligten Orts-

verwaltungen. ßDem Vorſchlage des Hauptvorſtandes: Die BundesratsVer-
ordnungen nebſt Erläuterungen in einer kleinen Broſchüre, die
unentgeltlich zu vertreiben iſt, zu veröffentlichen wird nach
einer Begründung des Vorſitzenden Pötſch Berlin einſtimmig
zugeſtimmt. Ueber „Arbeitsloſen- Verſicherung refe-
rierte Friedrichs Hamburg.

Er weiſt auf die große Bedeutung hin, die die Arbeitsloſen-
Verſicherung in den deutſchen Gewerkſchaften gefunden hat, und
giebt einen kurzen Abriß der Geſchichte der Arbeitsloſen Ver-
ſicherung bei einzelnen Gewerkſchaften. Für die Gaſtwirts-
gehilfen ſei die Einführung der Arbeitsloſen- Verſicherung von
größter Bedeutung. Dadurch würden Waffen gewonnen, an
dert Verband gefeſſelt und die Durchführung von Lohnforde-
rungen, beſſerer Arbeitsbedingungen u. ſ. w. ermöglicht.Roner empfiehlt ſchließlich den Antrag Hamburg, wonach
ſämtliche Ortsverwaltungen verpflichtet werden, nach einem ein-
heitlichen Schema, vom 1. Oktober 1902 bis 31. März 1903,
alſo 26 Wochen, Arbeitsloſen-Zählungen vorzunehmen. Ergiebt
ſich aus dieſem Material, daß die Einführung der Arbeitsloſen-
Unterſtützung bei Erhöhung des Beitrages um 10 Pf. pro
Woche möglich iſt, ſo iſt dem nächſten Verbandstage eine dem-
entſprecheride Vorlage r machen. Redner weiſt bei dieſer Ge
legenheit den Vorwurf zurück, daß der GaſtwirtsgehilfenVer-
band von ſeiten ſeiner Gegner als ein ſozialdemokratiſcher Ver-
band hingeſtellt wird. Das ſei eine Denunziation. Der Ver
band ſtehe auf dem Standpunkte der modernen Arbeiterbe-
wegung, kein Eintretender werde nach ſeinem politiſchen Glau-
Zensbekenntnis gefragt. Daß, dem Verbande die ſozialdemo-
kratiſche Partei am nächſten ſtehe, ſei ganz logiſch, denn ſie ſei
die ienige Partet, die die Intereſſen der Arbeiter energiſch ver
trere. Zillmann- Hamburg ſteht ebenfalls auf dem Standpunkte,
daß es Pflicht der Gewerkſchaften ſei, für ihre Mitglieder bei
Arbeitsloſigkeit zu ſorgen, da von anderer Seite doch nichts
zu hof en ſei. Hamburg habe während der Zeit von 11 Wochen
eine Arveitsloſen Kontrolle ausgeübt und ſei zu dem Reſultat
gekommen, daß man die Arbeitsloſen Unterſtützung wohl ein-
führen köwvne, und zwar ſollten diejenigen, die die ganze Woche
arbeitslos ſind, nach einjähriger Karenzzeit 7, M. Unterſtützung
erhalten. Gegen direkte Einführung dieſer Unterſtützung, wie
es Halle und Breslau wollen, müſſe er ſich wenden. Nach-
dem noch Fryedrich und abermals Zillmann Hamburg für den
Antrag Hamburg eingetreten ſind, wurde der Antrag Hamburg
mit der Aenderung, daß dem Vorſtande das Material zur
Sichtung zu uwnterbreiten ſei, der es dann dem nächſten Ver
bandstage vorzr legen hat, gegen 4 Stimmen angenommen.
Außerdem wurde noch ein Antrag Oefelein Mainz, die Ver-
waltungsſtellen auf Verlangen mit Referenten zu verſorgen,
angenommen.Fine Reihe von LInträgen, die Statutenänderung betreffend,

kamen zur Erörterun ſh.
Ueber Stellenve rmittelung, die Verordnungen der

Landeszentralbehörden, betr. den Geſchäftsbetrieb der gewerbs
mäßigen Stellenvermit teler, erſtattete Uhlmann Dresden
Bericht. Nach den Verhendlungen auf dem letzten Fachkongreß
im vorigen Jahre, der ſtä digen Beſprechung in der Preſſe und
in Verſammlungen konnten neue Momente nicht hervorgehoben
werden. Aus allen Gegediden Deutſchlands wurden ſtarke
Klagen laut über das gemein gefährliche Treiben von Kommiſſio-
nären. Ebenſo einſtimmig kan zum Ausdruck daß die ſchwachen
bisherigen Beſtimmungen einze Iner Landesbehörden daran nichts
geändert haben, nur das Verbo r der privaten Stellenvermitte-
lung könnte allein die erwün r h dieſem
Sinne wurde einſtimmig eine Rei v genFerner wurde die Veſchickung de Gewerkſchaftskongreſſes be
ſchloſſen. Dem Kongreß ſoll neben einigen Wünſchen folgender
Antrag unterbreitet werden: Die Ge Werkſchaſten ſind berechtigt,
für die erſten 1500 Mitglieder einen, über 1500 bis 3000 Mit-
giieder einen zweiten Delegierten zu wählen. Sodann wird
für je 3000 Mitglieder ein weiterer De legierter gewählt. Bei
wichtigen Anträgen entſcheidet die Zahs der durch die Dele-
gierten vertretenen Mitglieder.

Nachdem Sabath Hamburg, Mitglied der Generalkommiſſion,
kurz noch die Bedeutung des Kongreſſes er Vrtert, wird die bis
9 ihr abends währende Sitzung geſchloſſen.

Am 4. V e wird nach einem Referat Kes Verbandsvor-
ſitzenden Pötſch über Arbeiterſchutz inv Gaſtwirts-
gewerbe folgende Reſolution angenommen:Die Beſtimmungen der Bundesratsverordn ung ſind nicht
geeignet, die berechtigten Forderungen der Gadwirtsgehilfenzu befriedigen. Je erbandstag hält an den don dem All
gemeinen Fachkongreß aufgeſtellten Forderungen feſt und be-
trachtet die Crringung derſelben nach wie vor als ws zunächſt
zu erſtrebende Ziel. Muß auch die Bundesratsveror dnung als
ungenügend bezeichnet werden, ſo gilt es nichtsdeſe Hweni er,
für Durchführung der zu gunſten der Gehilfen erlaſſe Ken über
ſtimmungen Sorge zu trägen. In allen Städten müt über
20000 Elnwohnern, in denen ſigh Ortsverwaltungen Wſeres
Verbandes beſinden, iſt bei der Polizeibehörde ſofort die Aus
dehnung der Ruhedeit auf neun Stunden zu beantragen. Uber
das Reſultat dieſer CEingaben ſt der Hauptverwaltung Hin
hend zu berichten. Ebenſo ſt der Hauptverwaltung von allen
allen, in welchen durch die Verwaltungsbehörden die Arbeit d
C auf 17. Stunden ſeſtgeſeht wird Mitteilung zu machen.

n

eitens der Unterv äpene 77 genhat ans

en des ArbeiterSekretariats heltefen r v J c r rn
ſprach ſodann der im Auftrage der Generalkommiſſion an-
weſende Gen. Sabath Hamburg. Nach einer Schilderung des
Zuſtandekommens des heutigen Unfallverſicherungsgeſetzes, geht
er auf deſſen Beſtimmung ein. Die Mängel dieſes Geſetzes
treten hier dadurch deutlich zu Tage, daß die große Schar der
im Gaſtwirtsgewerbe Beſchäftigten ihm noch immer entzogen
bei An der Hand der Krankenkaſſenberichte von Berlin und
Frankfurt a. M. beweiſt er den hohen Prozentſatz der durch
Unfälle im Betriebe Frkrankten. Der Verbandstag erklärt die
Einbeziehung der Gaſtwirtsgehilfen unter das Unfallverſiche-rungsgeſetz fur eine Notwendigkeit und beauftragt die Hauptver-

waltung, die weiteren Maßnahmen zur Vertretung dieſer Forde-
rung zu unternehmen. Nach einer längeren Disfkuſſion, in der
die Arbeitsbedingungen in den einzelnen Gewerkſchaftshäuſern
zur Sprache gebracht wurden, nahm man folgende Reſolution
an Wir verlangen deshalb für alle Angeſtellten der Gewerk-
ſchaftshäuſer: 1. einen alle 8 Tage wiederkehrenden Ruhetag
von 36 Stunden 2. eine Minimalruhezeit von 9 Stunden;
3. möglichſten Fortfall des Trinkgeldbettels und Erſatz desſelben
durch feſte Gehälter. Der Verbandstag giebt ſich der Hoffnung
hin, daß die hier in Frage kommenden Gewerkſchaftskartelle
baldmöglichſt im Sinne diefer Reſolution wirken werden. Die
Reſolution ſoll dem nächſten Gewerkſchaftskongreß unter Bei-
fügung des Materials über die Zuſtände in den Gewerfkſchafts-
häuſern überſandt werden. Als Sitz der Verbandsleitung
wurde wieder Berlin beſtimmt, zum Vorſitzenden und Redakteur
PoetſchBerlin, zum Kaſſierer Ströhlinger-Berlin einſtimmig
wiedergewählt.

Ein Beitrag zu den Gemeinderatswahlen.

Aylsdorf, den 25. März.
Die Gemeinderatswahlen in den Ortſchaften Aue, Aylsdorf

und Zangenberg ſind vorüber. Jn Aue hat ſich die Partei
mangels eines geeigneten Kandidaten nicht beteiligt, in Zan-
genberg ſowie in Aylsdorf ſind unſere Kandidaten gewählt.
Es waren dies die erſten Gemeinderatswahlen, zu welchen hier
die Partei offiziell Stellung nahm und zwar unter der Deviſe:
„Es werden nur Kandidaten aufgeſtellt, welche politiſch und
gewerkſchaftlich organiſiert ſind.“ Durch die offizielle Beteili-
gung unſererſeits erhalten die Wahlen gegen früher ein ganz
anderes Gepräge, gerade die Aylsdorfer Wahl wird meines
Erachtens typiſch ſein für die zukünftigen Wahlen in den Land-
gemeinden, wo die Genoſſen als Partei und für einen bekann-
ten Parteigenoſſen in die Wahl eintreten. Darum mögen
einige Vorgänge hier erörtert werden, damit auch die Genoſſen
hen Ortſchaften erfahren, was ſie in Zukunft zu gewärtigen
yaben.

Wir nahmen ſchon im Februar in einer Parteiverſammlung
zu den Wahlen Stellung. Sobald dies bekannt wurde, kam
in das Lager unſerer Gegner Bewegung, die beſonders von
Vorſtandsmitgliedern des Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereins
geführt wurde. Da ſich bis jetzt kaum ein Dutzend Wähler
beteiligt hatten, die Wählerliſte aber rund ein Viertelhundert der
„ihrigen“ aufwies, waren ſie zu den ſchönſten Hoffnungen be-
rechtigt und machten ſich an die Arbeit. Sonntags ynd abends
wurden die Mitglieder bearbeitet; um aber ganz ſicher zu ſein,
ging man auch zu den wahlberechtigten Witwen, ſtellte ihnen
vor, welche Gefahr ihnen durch die Wahl eines Sozialdemo
kraten drohe und erſuchte um die Unterſchrift einer Vollmacht
zu gunſten des Gewerkvereinlers. Sogar von Mitgliedern des
Vereins, welche am Orte ihren Wohnſitz haben, von
denen man aber glaubte, ſie würden nicht zur Wahl gehen,
ließ man ſich Vollmachten unterſchreiben, und da auch die
Ortsbehörde in der entgegenkommendſten Weiſe die Unterſchriften
der Vollmachten beglaubigte und das Wahlrecht auf Grund
dieſer Vollmachten auszuüben geſtattete, obwohl das Geſetz eine
Vertretung nur für außerhalb Wohnende und Frauen zuläßt
und auch die Vollmachten kein Zeichen entrichteter Stempel-
gebühren trugen, konnten die Führer, geſtützt auf das Viertel-
hundert ihrer Getreuen und in der Taſche ein Bündel Voll-
machten, ſiegesbewußt der Wahl entgegenſehen.

Doch lange Geſichter während und noch längere nach der
Wahl; unſer Kandidat erhielt 20 Stimmen, und nur 5 „Getreue“
hatten den Gewerkvereinler, Herrn Otto Schmidt, gewählt,
6 Stimmen hatte Herr Albin Bernſtein aus ſeiner Rocktaſche in
Form von Vollmachten für Herrn Schmidt geholt, im ganzen
11 Stimmen. Das war der Mühe Preis. O, die ſiegende
Gewalt der Gewerkvereinsidee! Da iſt es kein Wunder, daß
man ſich früher bei der Sozialdemokratie als „Ochſe“ fühlte.
Der Unmut über die „Ungetreuen“ machte ſich denn auch ſolchen
gegenüber Luft, ſie wurden angeſprochen: „Nun, Du weißt wohl
nicht, was Du zu thun und zu laſſen haſt“, „Du weißt doch,
daß Du Mitglied bei uns biſt“, „Du biſt geſtrichen“ und der-
gleichen Anreden, ja, ja, die unparteiiſchen Gewerkvereinler.

Und zu der Niederlage kann auch noch der Steuerfiskus
kommen und ſich für die verwendeten Vollmachten ſeinen Teil
holen, d. h. nunmehr noch bedeutend mehr als ſonſt, ſo daß zum
Spott ſich noch der Schaden geſellen kann.

Für uns iſt das Bekanntwerden ſolcher Vorkommniſſe in-
ſofern von Jntereſſe, als es in Zukunft häufig vorkommen
dürfte, daß unſere Widerſacher ſolche Mittel anwenden, ſo daß
unſere Genoſſen auf der Hut ſein müſſen, um erforderlichen-
falles begründetes Material zu Proteſten zu haben.

Bis jetzt vollzogen ſich die Wahlen faſt ohne Agitation, ohne
Kontrolle und unter geringer Beteiligung, man wurde ſich
meiſt erſt im Wahllokal eins, wer gewählt werden ſollte. Die
vom Beſitz konnten in aller Gemütlichkeit für ſich die Ver
tretung der Gemeinde in Anſpruch nehmen, ſtanden ſich ja ein
mal zwei Kandidaten gegenüber, dann gab ſich der eine viel
leicht als Vertreter der Arbeiterintereſſen, unter vier Augen
ſogar als Parteigenoſſen ans, und die Arbeiter glaubten viel
fach ſolchen Maulhelden und wählten dieſen „Parteigenoſſen“,
bis ſie dann an ſeiner Thätigkeit leider zu ſpät gewahr wurden,
wes Geiſtes Kind ihr „Erwählter“ war. Die Gegner kanntenin der Regel den Vackeberger beſſer und ſetzten ihm deshalb

wenig Widerſtand entgegen, und ſo kam es, daß unmittelbar
nach den Wahlen von hier oder dort die Kunde kam, „ein
Parteigenoſſe ſei gewählt,“ welcher Art aber dieſelben waren,
konnte man dann ſpäter erfahren. Ob dies auch auf Orte zu
trifft, welche heuer Wahlſiege meldeten, muß abgewartet werden
ſo viel ſteht aber feſt, überall da, wo man nur bekannte or-
ganiſierte Parteigenoſſen aufſtellt, werden wir einerſeits
damit zu rechnen haben, daß Mittel obengeſchilderter Art an
gewendet werden, um uns den Sieg ſtreitig zu machen,andererſeits haben wir aber aug die Gewähr, daß

„Stegmüllereien“ ſo gut wie ausgeſchloſſen ſind,
nur innerhalb der Organiſation iſt eine Kontrolle der
Gewählten möglich, darum wird auch die Konferenz in Halle
Beſtimmungen ſchaffen müſſen, welche den „Wahlen unter der
Hand“, wie ſie vorwiegend in den Landgemeinden bis jetzt
durchgeführt wurden, ungünſtig ſind, nach welchen aber nur
organiſierte und erprobte Parteigenoſſen kandidieren dürfen.

Stadt Theater.

Ueber die war im Gaſtwirtsgewerbe
b

hen Luſtſpiel von re er. Liſelotter lautet, rlotte, Tochter

artigſten Perſönlichkeiten am Hofe Ludwig XIV. Die deutſche
Prinzeſſin wurde wie ſo manche Fürſtentochter ein Opfer dernahe ſchen Politik. Man vermählte ſie im Jahre 1671 mit
dem Herzog Philipp von Orleans, dem Bruder des Sonnen-
fönigs. Die Prinzeſſin, ein einfaches, derbes Naturkind, konnte
ſich an dem franzöſiſchen Hofe nicht recht wohl fühlen. Sie
hat ſich nie mit der Höflings- und Maitreſſenwirtſchaft, die ja
auch für die deutſchen Fürſten und Fürſtlein vorbildlich war,
abfinden können. Jn ihrer, uns noch heute erhaltenen umfang-
reichen Korreſpondenz mit deutſchen Verwandten iſt uns ein
getreues Spiegelbild des franzöſiſchen Hofes erhalten. Mit
rückſichtsloſer Offenheit und draſtiſcher Derbheit giebt ſie ihr
Urteil über die damaligen Größen ab; unter anderen kommt
auch die Freundin des erſten Preußenkönigs, die ſittenloſe
Gräfin Wartenberg recht ſchlecht bei ihr weg.

Stobitzer führt uns im erſten Akte ſeines Luſtſpiels in das
Schloß des Herzogs Philipp von Orleans. Man erwartet die
Ankunft der deutſchen Prinzeſſin. Eine Anzahl von Hof-
ſchranzen verkürzt ſich die Zeit mit Erzählen von pikanten
Neuigkeiten aus der chronique scandaleuse des Hofes. Herzog
Philipp will ſeiner künftigen Gemahlin entgegenreiſen, ſtößt
aber auf den Widerſpruch ſeiner bisherigen Geliebten, der
Marſchallin von Graucai, Oberintendantin des herzoglichen
Hofſtaates. Die Marſchallin ſetzt bei dem ſchwachen VPhilivp,
der nur um ſeinen Teint beſorgt iſt und von ſeinem Schön-
heitselixir ſchwärmt, durch, daß ſie an ſeinem Hofe bleibt. Jn-
zwiſchen erſcheinen die Marquiſe von Monteſpan, die aus-
rangierte Geliebte Ludwigs X. V., und Madame Scaron, die
nachmalige Marquiſe von Maintenon, deren Stern im Auf-
gehen begriffen iſt. Jn der Mitte dieſer Kurtiſanen und Höf-
linge hält Liſelotte ihren Einzug. Jhr ungezwungenes Auf-
treten und ihr deutſcher Schafpelz, der ſie auf der langen Reiſe
vor Kälte geſchützt hat, erregen den Spott der Hofſchranzen.
Mit ihrer hausbackenen Auffaſſung von der Ehe ſetzt ſie ihren
geſchminkten Herrn Gemahl in Verlegenheit. Die Arme fühlt,
daß ſie mit ihrer Art nicht in dieſe Umgebung hineinpaßt.
Ludwig XIV. kommt, ſeine Schwägerin zu begrüßen und findet
großen Gefallen an der Prinzeſſin, deren Perſönlichkeit von der
Schmarotzerwelt ſeines Hofes abſticht. Während ſie in ihrer
unverfrorenen Weiſe mit dem Allgewaltigen ſpricht, ſteht ihr
„Herr“, wie ſie ihren Gemahl ſtets nannte, wie auf Kohlen.

Je länger Liſelotte am Hofe verweilt, deſto mehr wird ſie von
Ekel über das Lotterleben und die Verſchwendung an demſelben
erfüllt. Sie macht ihrem Herzen in einem Briefe an den Herzog
von Braunſchweig Luft und legt ihrem Schreiben eine Spott-
ſchrift bei, die das Leben am Hofe geißelt und im Volke ver
breitet wird. Denn das Volk hungert und ſeufzt unter den
Laſten, die ihm infolge des höfiſchen Prunkes auferlegt werden.
Der Brief wird von Liſelotte dem deutſchen Grafen Harling
übergeben, der nach Paxis gekommen iſt, um gegen den Raub-
krieg in der Pfalz Einſpruch zu erheben. Durch den Grafen
erfährt die Herzogin die Zerſtörung Heidelbergs und die Greuel,
die der franzöſiſche General Melac durch ſeine ehe in der
Pfalz verüben läßt. Die Brandſchatzung ihrer Heimat erfüllt
die ger ep mit großem Kummer.

Jhre Nebenbuhlerin, die Marſchallin Graucai, hat einen
wütenden Haß auf Liſelotte. Denn dieſe geht mit dem herzog-
lichen Hofgeſinde ſcharf ins Gericht und macht die Graucai für
die liederliche Wirtſchaft am Hofe des Herzogs verantwortlich.
Auch der franzöſiſche Küchenzettel erregt den Zorn der deutſchen
Prinzeſſin, ſie ſehnt ſich von den franzöſiſchen Ragouts hinweg
nach einem guten Sauerkraut mit Knackwurſt.

d ſche iſt Madame Scaron zur einſlußreichen Pargeße
Ludwigs XIV. avanciert. Jn ihrer neuen Würde als Marquiſe
macht ſie einen Beſuch bei dem herzoglichen Paare, Liſelotte
weigert ſich zunächſt die alte „Rambambel“, wie ſie ſie in ihren
Briefen ſtets nannte, zu empfangen. Auf das Zureden ihres
Waſchlappens von Mann läßt ſie ſich jedoch herbei, mit der
Maintenon zu ſprechen. Jm Verlaufe ihrer Unterhaltung ſagt
ſie aber der frömmelnden Kurtiſane ſo derbe Wahrheiten, dadieſe haßerfüllt das Haus verläßt. Philipp von Orleans iſt

darüber ſehr unglücklich und macht ſeiner Frau die härteſten
Vorwürfe.

Jnfolge des Einfluſſes der Maintenon iſt das Frommſein bei
Hofe Mode geworden. Und als das hungende Volk von Paris
die Getreideſpeicher ſtürmt, ordnet die Freundin des Sonnen-
königs Bittgebete in den Kirchen an, läßt aber unter der Hand
das Getreide aufkaufen, um es an die Armee wieder zu ver
kaufen. Sie hat alſo Jntereſſe an der Fortſetzung des Krieges
in der Pfalz und findet einen Bundesgenoſſen im Kriegsminiſter
Louvois, der ebenfalls den Krieg zu ſeiner perſönlichen Bereiche-
rung benutzt. Um den König für den Krieg zu gewinnen und
um gleichzeitig ihre Rache gegen Liſelotte zu befriedigen, läßt
die Maintenon durch ihre Kreaturen dem Grafen Harling den
Brief der Herzogin ſtehlen und dann den Grafen in den Ge
mächern der Herzogin verhaften.

Dem Könige, der bei ſeiner Freundin vorſpricht, wird von dieſer
das Schreiben Liſelottes gezeigt er wird darüber in ſeiner Eitel
keit auf das tiefſte verletzt. Jnzwiſchen eilt Liſelotte ſelbſt
r König, um die Freilaſſung des Grafen Harling zu er-
itten. Ludwig macht ihr erſt Vorwürfe, als er aber von den

Schandthaten in der Pfalz und von den Hungerrevolten in
Paris erfährt, erfüllt er die Bitten ſeiner Schwägerin zum
großen Zorn der Maintenon und Louvois.

Bis zum dritten Akte bleibt Stobitzer noch hier und da auf
dem Boden der hiſtoriſchen Wahrheit. Jm vierten Akt verläßt
er denſelben vollſtändig. Er ſtellt in demſelben dar, wie Liſe-
lotte durch ein Spiel der Koketterie ihren Mann an ſich zu
feſſeln verſteht. Der hiſtoriſchen Liſelotte iſt das nie gelungen,
ebenſowenig wie es derſelben gelungen iſt, Ludwig XIV. an
ſeine landesväterlichen Pflichten zu erinnern oder dem Laſter-
leben am Königshofe zu ſteuern. Philipp von Orleans hat
auch an der Seite ſeiner Gemahlin ſein ausſchweifendes Leben
fortgeſetzt und iſt an den Folgen desſelben geſtorben. Liſelotte
hat aber noch jahrzehntelag ein Sonderdaſein am franzöſiſchen
J Meſührt und auch an ihrem Sohne nicht viel Erfreuliches
erlebt.

Stobitzer hat es verſtanden, in ſeinem Stücke eine Reihe
lebhafter und luſtiger Szenen aneinanderzufügen; auch die
Sprache iſt flott und lebendig, einen bedeutenden Wert hat das
Luſtſpiel aber nicht. Jnfolge des guten Spieles fand das Stückauch ziemlich ſtarken Beifall. Die Trägerin der Haupt- und
Titelrolle war Fräulein von Schul z, die dem Stück in erſter
Linie zu ſeinem Erfolge verhalf. Freilich war es nicht die
hiſtoriſche Liſelotte, die dargeſtellt wurde, dieſe war ein durch
keinerlei körperliche Vorzüge ausgezeichnetes Mannweib, wäh
rend Fräulein von Schulz die in der Phantaſie Stobitzers ent
ſtandene derbnaive und dabei doch ſo liebesbedürftige ſchöne

rau zu verkörpern verſtand. Lobend zu nennen ſind noch Herr
Schiefer als Philipp von Orleans und Herr Schreiner als

Ludwig IV. Ferner Fräulein Roſen als Maintenon und
Frl. Mehnert als Marſchallin Graucai. Die übrigen Rollen

waren gut beſetzt. D.Quittung.
Zum Fonds des Volksblattes:

Von der konfiszierten Richtekrone 1.60 Mk. Gr.
Für Parteizwecke gingen ein:

Von dem Perſonal des Allgemeinen Konſum-Vereins 30.50 Mk
il helm Meyer,
Bertramſtr. 18.

Quittung aus Streckau, Luckenan und Weidan.
Zum Agitationsfonds gingen einNicht zum Agitationsfonds des Feſch ſondern zum Agitations-

fonds der ihrer Hernieztung gntgegengehenden Sozialdemo
kratie“ 70 Pf. Liſte 410 2.15 Mk. 412 1.42 Mk., 415 0.65. Mk.
960*, 961 ö.95 Mk. 962 3.65 Mk.mit bezeichneten Liſten ſtehen noch men m Mk. Die

des Sord. deren be Segen
vBerantwortlicher Redaktenr: A. Weiſmann in Sae
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Steinsetzer.
Donnerstag den 27. März abends 8 Uhr im Weissen Ross

Verjinmumlung
aller bei hies. Innungsmeistern in Arbeit stehenden Gesellen.

der Gesellen-Kusschuss.
Deutscher Holzarbeiterverband. Zeitzſtelle

Donnerstag den 27. März abends Uhr bei Schindler
ausserorclentliche Mitgliecerversammlung

Tages Ordnung: Wer Stichwahl zwiſchenWerng Gera und Heim- Erfurt. Verſchiedenes.
s Erſcheinen aller Mitglieder iſt a

Die Ortsverwaltung.

Friſch auf, Bitterfeld.
Tunzkrünzchen.

ür Gewerkſchaftler gelten die grünen Dre
Der Vorſtand.

Kaufhaus Teuchern
Markt O (rüher Plgters Cevchäſtslokabß Markt 9

empfiehlt in größter Auswahl:

Herren-Jackett- Anzüge en 12 an
Herren-Rock- Anzüge 18,
Herren-Gehrock Anzüge 22,DF Maßz- Anfertigung unter Garantie des Gutſitzens binnen kurzer Jeit,

Einen großen W F„FKnaben huther nen t Ie
in 2.25 Mk. ar ſomſn rig AuutäbalarbriterGenoſenſchaft

E. G. m. b. H.
empfiehlt ihre vorzüglichen Kautabake allen Arbeitern und Partei-
genoſſen aufs Angelegentlichſte.

Agent für Halle und Umgegend: Herr Fritz Schnecken-
vurger, Halle, Albrechtſtraße 24.

Jn folgenden Geſchäften ſind die Produkte der Kautabakarbeiter-
Genoſſenſchaft zu haben:

Zigarrengesechäfte:
C. Beyer, Pfännerhöhe 33.
Th. Flöthe, Steinweg 38.
J Großz, Geiſtſtraße 5

Grimm, Reilſtraße 134.
Heinrich, Glauchaerſtraße

re Moritzzwinger.

Kaufleute
Fr. Konrad, Böllberg.
Fr. Fahlberg, Steinweg.
Fr. Friedrich, Raßnitz.
Ganz Pfännerhöhe.
Hörig, Thomaſiusſtraße.
Hennicke, Thorſtraße.
Joſeph, Thomaſiusſtraße.Roſenſtock, Merſeburgerſtraße 150.

06.
roſch, Ludwig Wuchererſtraße.

Drietchen, Wörmlitzerſtraße 109. V. Siegel, Böllbergerweg.Guſtav Hoffmeiſter. Schlöffel, Trothaerſtraße.
Arthur Kopſch, Schmeerſtr. 6. Werner, Vernburgerſtraße.
Otto Gantz, Königſtraße 86. Emil Schmelzer, Wörmlitz

Friedr. Langenhagen, Fleiſcherſtr.
Trauz, Günther, Dreyhauptſtraße.
Otto Schaaf, Wörmiitzerſtraße 107.
Frauz Planert, Oppin.
Graul, Große Brauhausſtraße 19.
Wartenberg, Weißenfels.Rich. Bemmann, Zeitz Schüdeſtr.
Albert Schatz, Zeitz, Nikolaiſtraße.

Flaschenbierhändler:
L. Vauer, Fritz Reuterſtraße.

Konsumverpine:
Allgemeiner Konſum-WV., Halle.
Döllnitz. Ammendorf. Röglitz.

Restaurateure
Faulmann, Unterberg.J Trotha.Keghet Pfännerhöhe.

Schramm, Merſeburgerſtraße 51.
Schaller, Bergſtraße.
Rie kher, Mansfelderſtraße 13.
Tahliſch, Königſtraße 45.Fr. Thiertene, Merſeburgerchauſſee.
Fritz Sachſe, Liebenauerſtraße.
Herms, Berlinerſtraße 31.
Herm. Schreuer, Merſeburgerſtr. 158.

Stadt Theater Halle a. S.
Mittwoch den 26. März 1902

abends 7 Uhr
19 i. P.-Ab. 133. Abonn. Vorſt.

rtel. Farbe weiß.Watt des Herrn A. DHletzsoh.

Don Carlos,Jnfant von Spanien.
Trauerſpiel in 5 Akten von Friedrich

von Schiller.
Donnerstag den 27. März 1902

Abends 7 Uhr.
190. Vorſt i. P.-Ab. 134. Abonn.Vorſt.
2. Viertel. Farbe rot.Gaſtſpiel des Fräulein Matuilde

Denunery v. 80 Hoftheater in Kaſſel.
Die Zauberflöte.

Oper in 3 Akten von W. A. Mozart.

DuD An Il Uubert.

Außerordentlich reichhaltiges

brillantes Programm.

Die Amerika Reiſe

Sr. königl. Hoheit des
Prinzen Heinrich.

Senſationelle lebende Photo-
graphien in vollendetſter Vor D

führung.
Die wunderbare F Feuer und Flammen-

Tänzerin

Mlle. Bérat
mit ihrer prachtvollen Leucht-Waſſer
Fontaine übertrifft alle ähnlichen Dar-

bietungen bei Weitem.

Bernhard Marx
der Humoriſt par excellence.

Brillantes Repertoir. Koloſſaler Beifall
und noch

7 ausgezeichnete Nummern.

Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

P ekermanns

Obergarn
gr. Rolle 4 netto.
WarttuGlesenow,

Gr. Ulrichſtr. 58.

Du
Direktion Gustav Poller

am Riebeckplatz gächſte Nähe
vom Haupt-Bahnhof.

Das brillante Märzprogramm.
La Kolnnd

La Roland
La Roland

Metalltanz, 2 4 Jahreszeiten.3. Jn Feuer u. Flammen. 4. Die
Windsbraut.Dröses Velograph. Die Amerika-

Sr. Königl. Hoheit des
Prinzen Oeinrich.

„Kro nprinz Wilhelm in voller

reiſe

Wilh. Hinze, Merſeburgerſtraße.
Fritz Sachſe, Liebenauerſtraße Zwintſchöng- »Dieskau. Reideburg.
Waldemar Hemer, Gr iſeweg. Giebichenſtein. Oppin. Shis.
Willy Hoffmann, Reilſtraße 62 Teuchern. Hohenmölſen. Dölau.Emil Wenzel, Zwingerſtraße 28. Löbejün.

Einf. möbl. Zimmer geſucht. Gefl C pOff. mit Preis zang. bis Mittwoch mittag »ur u au er!
an die Volks b chhandlung erbeten. 7Amerik. Preßrippen

durch extra billigen Einkauf jetzt das
Pfund nur noch 30 Pf.

Zigarrenhandlung von
A. Gross, Geifſfſtraße

Soeben erſchien

Wahrer Jakob
Nr. 7.

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung,
7 0Geiſtſtraße 21.

J Ackermann's

Obergarn
gr. Rolle 24 Pf. netto.

hieGr. Ulrichſtr. 58.

Fahrt über den Ozean. 2. Sta

pellauf der Yacht, Meteor (Prinz
Heinrich Prs iſident Rooſevelt,
ſeine Tochter Alice c. 3. Prinz
Heinrich mit dem geſamten Se
folge in Waſhington. Senſationsbild. Dröſe hatte die ho he Ehre,

auf beſonderen Wunſch Sr. Kgl.
Hoheit des Prinzen Heinrich dieſe
Bilder vergangenen Sonnabend
den 22. März ihm in Kiel vor-führen zu dürfen

und das übrig e
Schlager- Programm.

Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

Etprobtes Huſtenmittel
iſt mein ſelbſtgekochter, ſchwarzerJohannesbeerſaft.

Arte i
reizende Neuheiten

enorme Auswahl, billigſte Preiſe.
27D e 1 e I

Verlag und für Die An erate derantwortlich

I i I ü t aUnſperſat Sroouetie. L prachtſ. (ebell hellen

v Merſeburgerſtraße. V ſpottbillig ſof. z. verk. Geiſtſtr. 24, 1Treppe.

Blumen, Bänder,
Veilchen, Dutzend 2 Pf.

Federn, Poſen, Reiher.
EleganteDamen- i utfageyns 4L jedes Stück 50 Pf.

Wroß

Die Rechte und Pflichten des

Micters.
Von Richard Lipinski.

Preis 20 Pf. Preis 20 Pf.
Wieder vorrätig und zu beziehen

durch die
Volksbuchhandlung,

Geiſtſtraße 21.

Schrebergärten
zu vermieten. Näheres

weissler, Thorſtr. 21, part.

Ackermann's

Obergarn
gr. Rolle 24 Pf. netto.
MartinGiesenow

Gr. Ulrichſtr. 58.

Mühelfalazilt t. ngrziet
Zernhard Grunwald,

Rathausſtraße 2,emp z ſein großes Lager ſelbſtgefertigter
Möbel, Spiegel und Polſterwaren

zu billigſten Preiſen.
Dermanente Ausſtellung kompletter Zimmereinrichtungen.

Langjährige Garantie.
Beſichtigung jederzeit gern geſtattet.

Transport durch eigenes Geſchirr frei Haus.
Telep on Nr. 759.

Jeden Mittwoch Dienstag Schlachte Feſt.
lachte Feſt.

Ouknar Heller
Steinweg 32.

Telephon 2179.

a. Gerſtenſtroh
verkauft billig

Böhme Gaſth. z Weintranbe
Daſ. könnten Strohſäcke entleert werd.

Möbel
garantiert ſolide in allenPreislagen, ſowie Spiegel, Tru-
e und Polſterwaren empfiehlt

illigſt

Franz Bonas.,
Meckelſtraße 10.

Gelegenheits-Käufe!!
Als ganz Beſonderes empfehle in gro

ßer Auswahl in Nufzbaum, Maha-
S und Eiche: Büffets,

chreibtiſche, Bücher Schränke,
Prunk Vertikows, Ruſchewoil,Sennff ſen, Steg-, Ausziehtiſche,

Trumeaux, Spiegel, Kleiderſekre-
täre, Paneelſofas, Garnituren in
Seide u. Plüſch, D
Chaiſelongues, Rohr-Lehnſftühle,
komplette Schlafzimmer Einrich-
tungen, echt Nuß;zbaum, ebenſo imit.,
auch einzelne Bettſtellen mit u. ohne
Matratzen, Waſchtiſche mit u. re
Marmor, Kleider- und Wäſchränke, vollſtändige Küchen n
chtungen, ferner Teppi e, Por-
tieren, Tiſchdecken u. v. m. verkauft
ſehr billig

Friedrich Peileke,
Geiſtſtraße 25.

N. B. Alte Möbel nehme mit in
Zahlung.

Ken! Möhel, Geh.
Ausſtatiungen!

Grösste Auswahl

aller Arten Rlöbel und
Polſterwaren,

ivans, Sofas,

vom einfachsten bis zum elegantesten.

Plüſchgarnituren
und

Sophas,
reellste Arbeit, billigste Preise, unter

Garantie
M. Schemmel,

jetzt nur Rathausſtr. 6.
Alte Möbel nehme mit in Zahlung.

Paul Krit“s Wwe.
Weißenfels

D. Jüdenſtr. 50. W
Meine Neuheiten in
hüten und Mützen,

nur neueſte Façon, halte in gr. Aus-
wahl bei billigſter Preisſtellung beſtens
empfohlen.
Bauhandwerker und Konsummrken.

Wiln. Hitzsehke, Zeitz, Kalkſtr. 23

Back- Butter
5 Feinſte Margarine

à Pfd. nur 50, 60 u. 70 Pf.Dobberstein
Geiſtſtr. 18.

1 Alter Markt 1.

Sie arten viel nrhr,
1 Pfd. geröſt. Kaffee zu t
Haar refa, Kakao a Pf. 110

3fd. koſtet 20 reſp. 30 Pf.Ha er-Nähr-Kakao a Pfd. 80 Pf.
Wenn nicht tadellos, Rückg. verlangt.

Hall. Kaffee u. ter SittelſtraßeOtto Bornsehein, neb. Gr. Steinſtr. 14

Die Restbestände
meines großen

Röbel u. PolſterwarenLagers

a wegen Aufgabe des Ge-
chäfts zu jedem annehmbaren
reiſe verkauft werden.

a
Breiteſtraße 16.

n 777* hWBe S h
Eine anstandige Zigarro

giebt es noch immer bei
Paul Drietchen, rrftraße

en gros.
Scheuertücher,

Seheuerbürsten,
ſowie ſämtliche

Rürsten Waren
Spezialität:

Handverkaufs- Artikel
für Material-

und Viktualien-(Heſchäfte.
Fabriklangerchemiſch cher Produkte.

Engros Geschäft
Käler 8 Co.,Halle, Leipzigerſtraſze g.

Eingekochtes Futter zu verkaufen
Wittekindſtraße 32.

Schiebeküſten 23.empfiehlt billig
Gr. Märker

Bettſtelle m. Matr., Sofatiſch,Spiegel w. gen billig zu verkaufen
uchererſtraße 19, Laden.

Faſt neue ſehr billig
zu erkaufen Geiſtſtraße 21, 1 Treppe.
Wenig gebr. Nähmaſchine S
bral. zu vk. Geiſtſtr. 5 (Strumpfſtrickerei)

Für die vielen Beweiſe liebevoller
Teilnahme bei dem 6 unſeres
teueren Entſ eng z Glaſers
ſagen wir ne Vteg Verwandten
und Bekannten, die den Verſtorbenen
r le r Ruheſtätte geleiteten und
einen rer mit Phupen ſchmück

ten herzl. Dank. Dank ſeinen werten
Kollegen vom Zentral- Verband und
Meiſtern.

Die trauernde Witwe E. Voigt
nebſt Sohn.

Druck der Halleſchen Genoſſenſchaſts Buhoruderei (E. m. b. O. Halle a. S.

L. eiprigerutragse S7.

Elkan



Beila
Nr. 72

Bellage zum
Halle a. 5., Mittwoch den 26 Mä

Wie die Zuckerinduſtriellen die Prole-
tarierinnen ſchröpfen.

Von Luiſe Zietz im Hamburger Echo.
Wie allerorts und jederzeit der Heißhunger des Kapitals nach

Profit groß, unerſättlich iſt, ſo auch in der Zuckerinduſtrie.
Von dieſem Heißhunger geſtachelt, haben die Zuckerbarone ihren
Gewinn zu ſteigern getrachtet durch die Einheimſung ungezählter
Millionen, die ſie in Form verſteckter und ſpäter offener Aus
fuhrprämien aus dem Steuerſäckel ſchöpften, ſowie durch die
Erpreſſung und Anhäufung von Mehrwert infolge maßloſer
Ausbeutung der beim Rübenbau und in der Zuckerfabrikation
beſchäftigten Arbeiter, Arbeiterinnen und Kinder. Kein Wunder
da, daß die jährlich zur Verteilung gelangten Dividenden in der
Zuckerinduſtrie 30, 40, 60 und mehr Prozent betrugen.

Seit den vierziger Jahren wird in Deutſchland in größerem
Umfang Rübenzucker produziert. Ende der ſechziger Jahre
ward die Rübenzuckerfabrikation beſteuert. Die erhobene ſog.
Materialſteuer betrug 1.60 M. auf 100 Kilogramm zu ver-
arbeitender Rüben. Dieſe Steuer und ihre Zurückzahlung bei
der Ausfuhr von Zucker ward zur Quelle einer verſteckten
Ausfuhrprämie. Sie betrug Anfang der achtziger Jahre 6 M.
pro 100 Kilogramm Zucker. Bei der Feſtſetzung der Material-
ſteuer hatte man nämlich gerechnet, daß zur Gewinnung von
einem Kilogramm Zucker 12/2 Kilogramm Rüben nötig waren.
Danach hatten 100 Kilogramm Zucker 20 M. Materialſteuer
zu tragen, die den Zuckerfabrikanten bei der Ausfuhr zurück-
erſtattet wurden. Anfang der achtziger Jahre waren jedoch
zur Gewinnung von einem Kilogramm Zucker thatſächlich nur
noch 8,8 Kilogramm Rüben notwendig. Man hatte gelernt,
die Rüben immer zuckerhaltiger zu ziehen und ihren Zucker-
gehalt durch techniſche Vervollkommnung der Produktion immer
vollſtändiger zu gewinnen. Jn der Folge erhielten alſo die
Herren Zuckerinduſtriellen bei der Ausfuhr des Zuckers eine
größere Summe zurückerſtattet (bei 100 Kilogramm Zucker
6 M.), als ſie an Materialſteuer entrichtet hatten.

Dieſe verſteckte Ausfuhrprämie ward von 1895 ab beſeitigt,
nachdem ſie vorher durch Erhbhung der Materialſteuer und
Verringerung der Ausfuhrvergütung etwas beſchnitten worden.
An ihre Stelle trat eine offene Ausfuhrprämie von 1.25 Mk.
auf 100 Kilogramm Zucker, die 1896 auf 2.50 Mk. erhöht,
alſo verdoppelt wurde; daneben war die Materialſteuer beſeitigt
worden. Der Einnahme aus dem Steuerſäckel bei der Aus-
fuhr ſtand alſo jetzt keine Abgabe bei der Produktion mehr
gegenüber. Die „vViebesgabenpolitik“ der Ausfuhrprämien
plünderte den Steuerſäckel des Reiches gewaltig. Von 142
Millionen Mark Einnahmen aus der Zuckerſteuer im Jahre
1886 floſſen 109 Millionen in die Geldſchränke der Zucker-
induſtriellen, nur 33 Millionen verblieben dem Reiche. Und
da das Reich heidenmäßig viel Geld brauchte nicht für
Kulturzwecke, wohl aber für das „herrliche Kriegsheer“ ſo
wurde den Zuckerkonſumenten 1886 eine Verbrauchsabgabe von
12 Mk. auf 100 Kilogramm Zucker aufgeladen. Als das Reich
die Herren Zuckerinduſtriellen mit einer Verdoppelung der
offenen Ausfuhrprämie beſchenkte, erhöhte es die Abgabe für
die Zuckerverbraucher auf 20 Mk. Jedem, der in Deutſchland
deutſchen Zucker verbraucht, wird alſo das Kilogramm um
20 Pfg. verteuert, und das durch die Verbrauchsabgabe, deren
Ertrag zum guten Teile in die Taſchen der Fabrikanten fließt.Wie die Regierung und ſelbſtverſtändlich auch die Herren

Zuckerbarone behaupten, war die Ausfuhrprämie und ihre Ver-
doppelung im Jahre 1896 notwendig, um einerſeits dem
deutſchen Zucker durch billigere Preiſe auf dem Weltmarkt Ab-
ſatzgebiete zu ſichern, und andererſeits, um die konkurrierenden
Staaten zur man höre und ſtaune Abſchaffung ihrer
Prämien geneigt zu machen. Das genaue Gegenteil hiervon
war natürlich der Fall. Die diesbezüglich gepflogenen inter-
nationalen Verhandlungen verliefen reſultatlos, und Oeſtreich
und Frankreich erhöhten ihrerſeits ſofort ebenfalls die Prämien.
Die Vereinigten Staaten Nordamerikas aber, nach denen drei
Fünftel des deutſchen Rohzuckers geht, nahmen in ihren Zoll-
tarif die Beſtimmung auf, daß der Zoll auf Zucker aus den-
jenigen Ländern, die Ausfuhrprämien gewähren, um den Be-
trag der jeweiligen Prämie erhöht werden ſolle. Dieſe Maß-
nahme verfolgte den Zweck, dem amerikaniſchen Rohr- und
Kolonialzucker die Konkurrenz des europäiſchen Rübenzuckers
vom Halſe zu halten. Die Prämienwirtſchaft erwies ſich alſo
lediglich als ein Mittel, das den Zuckerbaronen und dem
amerikaniſchen Fiskus die Kaſſen auf Koſten der deutſchen
Zuckerkonſumenten füllte. Säckelten doch die deutſchen Zucker
barone in den Jahren 1881/82 bis 1896/97 das niedliche
Sümmchen von 1008 Millionen Mark an Ausfuhrprämien ein.
Doch damit war der „heilige Goldhunger“ der Zuckerindu-
ſtriellen noch nicht geſtillt. Das Zuſammenſchließen ihrerſeits
zu dem berüchtigten Zuckerring ermöglichte ein ſchamlofes
Hinaufſchrauben der Zuckerpreiſe in Deutſchland. Der Ring
diktierte einfach die Zuckerpreiſe und unternahm damit ohne
viel Mühe, aber mit ſicherem Erfolg, einen planmäßigen Raub-
ug auf die Taſchen des Volkes. Der Ring hat gegenwärtig

jedes Pfund Zucker um 8 Pſg. verteuert und wird es noch
weiter verteuern. Alles in allem bezahlt der deutſche Konſument für
den deutſchen Zucker nahezu das Dreifache, wie der engliſche
Verbraucher. Damit aber das Privilegium der Zuckerbarone,
das Publikum zu ſchröpfen, beileibe keine Einbuße erfährt, iſt
die Einfuhr von Zucker durch einen Zoll von 40 Pfg. pro
Kilogramm erſchwert.

Daß Verbrauchsabgabe und Preistreiberei den Preis des
Zuckers künſtlich verteuern, hat eine natürliche Folge. Zum
außerordentlichen Schaden der Volksernährung iſt in Deutſch
land der Zuckerkonſum ein äußerſt geringer, und dies obgleich
die deutſche Zuckerproduktion die aller anderen Länder weit
überholt hat. Welcher Widerſinn! Er illuſtriert prächtig den
z der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung. Der deutſche
Zuckerverbrauch blieb 1896/97 um ein Kilogramm pro Kopf
der Bevölkerung hinter dem Durchſchnittskonſum Europas
zurück und war nur ein Viertel ſo groß, als der Durchſchnitts-
verbrauch in England. Trotz aller Einſchränkung des Konſums
belaſtet aber die Verbrauchsabgabe und die ſonſtige Preis-
ſteigerung des Zuckers recht beträchtlich das Budget der
Arbeiterfamilie, der Arbeiterfrau. Zu den ungeheuren Summen,
die alljährlich Zuckerbarone und Fiskus ſchlucken, muß eben
jeder einzelne beitragen. Die alleinſtehende Witwe, die bis
zur vollſtändigen Ermattung ſich e g. h
um ſich und ihre Kinder durchzubringen; die ärmſte Arbeiterfamilie,
in der Mann, Weib und Kinder für die Friſtung der nackten
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Exiſtenz all' ihre Kräfte anſpannen müſſen: ſie ſind genau ſo
tributpflichtig, wie der vielfache Millionär. Welch' ſchreiende
Ungerechtigkeit!

Wie gern möchte nicht das arme Arbeiterweib im Sommer,
wo das Obſt billig iſt, öfter eine geſunde Obſtſuppe, ein Kom-
pott bereiten, oder Früchte für den Winter einkochen. Jedoch
der hohe Zuckerpreis ſchreckt davon ab. Wagt die Proletarierin
dennoch die Ausgabe, ſo nehmen ihr Staat und Zuckergewaltige
ſtillſchweigend Pfennige und Nickel ab, um ſie zu den Millionen
der Zuckerbarone zu legen. Wenn ſie ſich ihre Taſſe Thee oder
Zichorienbrühe, oft die einzigſten für ihren Beutel erſchwing-
lichen Getränke, durch ein Stück Zucker wohlſchmeckender und
nahrhafter machen will, ſo muß ſie von ihrer Armut dem
Staate und vor allem den Zuckerinduſtriellen ſteuern. Tribut-
pflichtig iſt die Proletarierin, der infolge allzu langer und
harter Fron die Geſundheit untergraben iſt, der die Brüſte
verſiegt ſind, die ihrem Kleinen Nahrung ſpenden ſollten.
Denn wenn ſie den Erſatz der Muttermilch durch Hinzuthun
von etwas Zucker nahrhafter und verdaulicher geſtalten will,
ſo fordern die profitgierigen Zuckerkapitaliſten ihren Teil. Die
proletariſchen Hausfrauen, die Arbeiterinnen, ſie alle, alle haben
bei ihrem oft mehr denn jammervoll niedrigen Einkommen die
Millionen der Zuckerbarone zu mehren.

Die deutſchen Proletarier und Proletarierinnen werden
jedoch nicht bloß als Konſumenten durch die Beutegier der
Zuckerbarone empfindlich geſchädigt, ſondern auch in ihrer
Eigenſchaft als Proditzenten.

Jn England hat ſich eine umfangreiche, blühende Jnduſtrie
von in Zucker eingelegten Früchten, Marmeladen, Beerenobſt
uſw. entwickelt. Sie verſorgt den inländiſchen Markt und er-
obert immer größere Abſatzgebiete außerhalb Großbritanniens.
Zu dem Aufſchwunge dieſer Jnduſtrie hat aber ganz weſentlich
beigetragen, daß England, welches neben den Vereinigten
Staaten der Hauptabnehmer des deutſchen Zuckers iſt, dieſen
mindeſtens um 22.50 M. pro 100 Kilogramm billiger hat, als
der deutſche Verbraucher. Der Preis des deutſchen Zuckers iſt
eben in England nicht durch 20 M. Verbrauchsabgabe und die
2.50 M. Ausfuhrprämie belaſtet, von der Preisſteigerung infolge
der Treibereien des Zuckerringes ganz abgeſehen Die engliſche
Jnduſtrie der Marmeladen, in Zucker eingemachter Früchte
uſw. kann deshalb ihre Waren bedeutend billiger herſtellen und
in den Handel bringen, als die entſprechende deutſche Produk-
tion. Bei der Erringung von deutſchen Ahſatzgebieten iſt unter
dem eiſernen Zwangsgebot der Konkurrenz aber bekanntlich
neben guter Qualität der Waren ihre Billigkeit die beſte Waffe.
Mit dieſer Waffe, welche die Gewinnſucht der deutſchen Zucker-
induſtriellen geſchmiedet hat, haben die engliſchen Waren den
Sieg über die deutſche Konkurrenz errungen. Die Jnduſtrie
der eingemachten Früchte uſw. ſteht in der Folge in Deutſch-
land längſt nicht ſo in Blüte wie in England. Jhre kräftigſte
Entwickelung brächte aber Hunderten und Tauſenden Beſchäf-
tigung oder beſſer gelohnte, ſichere Beſchäftigung. Die deut-
ſchen Arbeiter und Arbeiterinnen zahlen auch in dieſer Hinſicht
die Zeche.

Aber nicht nur ſie zahlen die Zeche, ſondern daneben unſere
deutſchen Obſtbauern. Beerenobſt wie Baumobſt wür-
den in weit größeren Mengen von unſerer Arbeiterſchaft kon-
ſumiert werden, und dadurch die Obſtbauenden weit ſchneller
und leichter ihre Waren zu verkaufen im ſtande ſein, ſchreckte
nicht der hohe Zuckerpreis, wie oben angeführt, ſie ab, Obſt in
größeren Mengen für den Mittagstiſch zu verwenden. Ebenſo
würde eine blühende Jnduſtrie eingemachter Früchte, wie Eng-
land ſie beſitzt, ein gutes Abſatzgebiet für die Waren unſerer
Obſtbauern ſchaffen.

Trotzdem die Herren Zuckerbarone und ihre politiſchen Freunde
immer wieder erklären, daß ſie das Jntereſſe der Landwirt-
ſchaft vertreten, zeigt das oben Angeführte, daß bei ihnen der
Landmann, dem geholfen werden ſoll, erſt beim Großgrund-
beſitzer anfängt. Der kleine Beſitzer iſt nur ſo lange ihr lieber
„Bruder Bauer“, als ſie ihn benutzen können, um ihren poli-
tiſchen Einfluß und damit ihre Macht zu ſtärken.

Daß zu Nutz und Frommen einer kleinen Klique ſchwer-
reicher Leute der Zucker künſtlich verteuert wird, ohne Rück-
ſicht auf die vielgeſtaltigen Folgen für die Armen und Aerm-
ſten, zeigt klärlich die Schädlichkeit, ja Gemeingefährlichkeit des
Syſtems der indirekten Beſteuerung, ſowie der damit verknüpf-
ten Prämien- und Liebesgabenwirtſchaft. Die Arbeiterinnen
und proletariſchen Hausfrauen müſſen deshalb, wie die Arbeiter
und die Bevölkerungskreiſe, die es ſonſt noch angeht, nicht nur
auf dem Poſten erſcheinen, wenn es gilt, flammenden Proteſt
zu erheben gegen ein weiteres Anziehen der Steuerſchraube,
wie dies der gegenwärtig dem Reichstage vorliegende Zolltarif-
entwurf bezweckt. Es liegt vielmehr in ihrem Jntereſſe und
iſt ihre Pflicht, daß ſie laut, nachdrücklich und unausgeſetzt die
Beſeitigung des Syſtems der ungerechten indirekten Beſteue-
rung und der arbeiterfeindlichen Liebesgabenpolitik fordern.
Hoffen wir, daß die Beſchlüſſe der Brüſſeler Zuckerkonferenz
der erſte Schritt zu dieſem Ziele werden.

Stadtverordneten- Sitzung
vom 24. März 1902, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Dittenberger.
1. Die Verpflichtung und Einführung der beiden Stadt-

verordneten Krüger und Thiele geſchah in der üblichen Weiſe, aber
unter etwas anderer Form wie ſonſt. Nachdem der Vorſteher
die beiden Neu bezw. Wiedergewählten aufgefordert hatte, vor
den Magiſtratstiſch zu treten, hielt Oberbürgermeiſter Staude
etwa folgende Anſprache: Pflichtgemäß führe ich Sie in Jhr
Amt ein. Sie, geehrter Herr (zu Krüger gewendet), haben ſchon
das Amt als Stadtverordneter bekleidet und ſind mit den
Pflichten dieſes Amtes vertraut. Und Jhnen, geehrter Herr
(zu Thiele), darf ich in Kürze ſagen, daß Sie nicht einzelnen
Hruppen der Bürger zuliebe handeln dürfen, ſondern ſtets un
parteiiſch und ohne Eigennutz, niemandem zuliebe und nieman-
dem zuleide, im Sinne und nach den Vorſchriften des Geſetzes
die Jntereſſen der Allgemeinheit zum Wohle der Stadt zu ver-
treten haben. Darauf wurde Krüger auf den früher bereits
geleiſteten Handſchlag verwieſen, während Thiele vom Ober-
bürgermeiſter mit den Worten dazu aufgefordert wurde „Nun
frage und bitte ich Sie, ob Sie mir zur Verpflichtung in dem
obengenannten Sinne den Handſchlag geben wollen.“ Thiele
ſchlug ein mit dem Bemerken: „Das geſchieht, weil die Form
es verlangt.“

Eingegangen iſt eine Petition des Kaufmänniſchen Ver
eins, in der gebeten wird, die Fortbildungsſchule in der bis-
herigen Weiſe fortführen zu dürfen. Die Firma Frank u. Söhne
erhebt Einſpruch gegen eine geplante Fluchtlinie. Beide Ein-
gänge werden den zuſtändigen Kommiſſionen überwieſen, von
wo ſie gelegentlich zur Beratung gebracht werden ſollen.

rz 1902. 13 Jahra.
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Dem Oberbürgermeiſter Staude iſt vom Oberbürgermeiſter
Kirſchner und Dr. Langerhans von Berlin eine Einladung zu
der zwiſchen Oſtern und Pfingſten ſtattfindenden Verſammlung,
in der gegen die drohende Zollerhöhung Stellung ge-
nommen werden ſoll, zugegangen. Herr Staude, der bekannt-
lich bei dieſer Frage ſtark an Kompetenzbeſchwerden litt, hatte
die für ihn jedenfalls nicht angenehme Geſchichte dem Vorſteher
zur Bekanntgabe überwieſen. Es wurde dann aber bemerkt,
Daß die Einladung nicht in amtlicher Eigenſchaft geſchehen und
keine Angelegenheit der ſtädtiſchen Behörden ſei. Ein Beſchluß
ſei nicht zu faſſen und könne die Sache deshalb nur bekannt
gegeben werden. Wer ſich an der Verſammlung beteiligen wolle,
möge dieſes dem Oberbürgermeiſter mitteilen. Nach
der Verleſung und Genehmigung des Protokolls der Sitzung
vom 17. März wurde die Tagesordnung fortgeſetzt.

2. Zur Begebung eines Teils der Anleihe 1900 wird
der Zuſchlag zum Kurſe von 103.11 Mk. erteilt. Die Rech-
nungen über den Fonds zur Fürſorge für die Hinterbliebenen
der ſtädtiſchen Beamten vro 1900 und der Ehrlichſchen Stiftung
für 1900 werden entlaſtet Von dem Bericht über die außer-
ordentliche Reviſion der Stadthauptkaſſe wird Kenntnis genommen
7. Zum Bau eines Gymnaſiums unterbreitet der Magi-
ſtrat in der Vorlage:

Die in hieſiger Stadt befindlichen höheren Lehranſtalten für
Knaben weiſen gegenwärtig folgende Beſuchsziffern auf: a. die
ſtädtiſchen Anſtalten Gymnaſium 612, Oberrealſchule 438,

1050 Schüler b. die Anſtalten der Franckeſchen Stiftungen:
Gymnaſium (Lating) 700, Oberrealſchule 438 1138 Schüler,
zuſammen 2188 Schüler. Es iſt hieraus zu erſehen, daß die
beiden Gymnaſien überfüllt ſind, während die beiden Oberreal-
ſchulen ſtark beſetzt ſind und keinen Erſatz bieten können. Auf
die Neugründung eines Gymnaſiums ſeitens der Franckeſchen
Stiftungen iſt nicht zu rechnen. Da der Staat zu der Unter-
haltung der zwei höheren Lehranſtalten der Franckeſchen
Stiftungen bedeutende Zuſchüſſe leiſtet, wird die Neugründung
eines ſtaatlichen Gymnaſiums ſchwer zu erlangen ſein. Der
Magiſtrat kann ſich jedoch für Neugründung eines ſtädtiſchen
Gymnaſiums wegen der ſtarken Belaſtung der Gemeinde
namentlich mit Schulausgaben nicht ausſprechen, glaubt
vielmehr dem Beſchluſſe des Kuratoriums der höheren Lehr-
anſtalten beitreten zu müſſen. Es würde den Jntereſſen der
Stadt gewiß entſprechen, wenn durch Hingabe eines Bauplatzes
erlangt werden könnte, daß der Staat hier ein Gymnaſium
errichtet und auf ſeine Koſten unterhält. Der von der Trift-
ſtraße, Hoheſtraße, Schmelzerſtraße und Wettinerplatz begrenzte
Block von 5000 qm Grundfläche iſt verfügbar und erſcheint für
den qu. Zweck geeignet. Die von dem Kuratorium hinzu-
gefügten Bedingungen, daß an der Lating Oſter- und Michagelis-
klaſſen bleiben, an dem neuen Gymnaſium ſolche eingerichtet
und dauernd unterhalten werden, können nur dringend befür-
wortet werden, weil die qu. Neugründung für die Sadt kein
Intereſſe hätte, wenn nicht feſtgeſtellt würde, daß beide Gym-
naſium als Doppelanſtalten betrieben werden, wie dies beim
Stadtgymnaſium der Fall iſt.

Demgemäß wird beantragt:
Verſammlung wolle ſich damit einverſtanden erklären, daß
1. das königl. Schul-Kollegium gebeten wird, hier ein ſtaat-

liches Gymnaſium zu errichten,
2. dem Staate als Bauplatz für dieſe Anſtalt das oben

näher bezeichnete Land am Wettinerplatz unentgeltlich an-
geboten werde, unter der Bedingung, daß Oſter- und Michae-
lisklaſſen an der Latina bleiben und an dem neuen Gymnaſium
vorgeſehen werden.
Die Finanzkommiſſion trat dem Magiſtrats Vorſchlage bei,

während die Baukommiſſion noch andere Bauplätze am Wet-
tinerplatze auf dem ehemaligen Pfarracker vorſchlug und die
Auswahl dem Kollegium überließ.

Stadtv. Thiele meint, die Referenten der Finanz- wie der
Baukommiſſion hätten nicht nachgewieſen, daß die Errichtung
eines neuen Gymnaſiums wirklich notwendig ſei. Die Vorlage
enthalte nur eine Angabe über die jetzigen Beſuchsziffern
unſerer höheren Lehranſtalten, nicht aber Angaben über die Zu
nahme der Frequenz und über die in nächſter Zukunft zu er-
wartende Steigerung derſelben. Auch bezüglich der Auswahl
des Platzes beſtänden noch zu große Meinungsverſchiedenheiten,
weshalb er beantrage, die Entſcheidung bis zur nächſten Sitzung
zu vertagen.

Oberbürgermeiſter Staude ſpricht gegen den Antrag Thiele
mit dem Hinweiſe, die Schaffung einer Lehranſtalt ſei ohneZweifel notwendig, was aus der ſtarten Frequenz der jetzigen

Lehranſtalten hervorgehe. Für einen Lokalkundigen bedürfe es
über die Platzfrage keiner Auskunft mehr. Die Lehranſtalt
müſſe im Norden errichtet werden. Der Vorſteher Dittenberger
empfiehlt ebenfalls den Magiſtratsantrag.

Stadtv. Gy gas weiſt den Vorwurf des Stadtv. Thiele, die
Notwendigkeit der Errichtung einer neuen Lehranſtalt ſei nicht
genügend nachgewieſen, Die Sache bedürfe keiner
weiteren Begründung, weil ſie bereits in der Vorlage begründet
worden iſt. Gerade auf Wunſch der Herren von der Linken
wurde den Mitgliedern des Kollegiums die Vorlage früher ein-
gehändigt, um vorher eine eingehendere Prüfung n zu
können, was aber nun doch nicht zu geſchehen ſcheine. ie Zeit
ſei doch zu koſtbar, um ſie unnötig zu verſchwenden.

Stadtv. Thiele entgegnet dem Vorredner, der die Güte ge-
habt habe, ihm und ſeinen Freunden eine kleine Lektion zu len
er möchte doch erwägen, daß nicht jeder ein Baumeiſter ſein
könne. Von den Vorſchlägen der Baukommiſſion ſtehe eben
nichts in der Vorlage.

Der Magiſtratsantrag wurde ſchließlich angenommen und
alle übrigen Anträge abgelehnt.

S 18. Die Herſtellung eines Fußweges in der Trothaer-
ſtraße wird beſchloſſen. Auf Einlegung eines Rechtsmittels
in einer Enteignungsſache wird Verzicht geleiſtet. Die Flucht
linienfeſtſetzung für die Seebenerſtraße wird nach dem Vor
ſchlage der Baukommiſſion beſchloſſen, während die für die
Thielenſtraße, den daran grenzenden Platz und die für eine
projektierte neue Straße geplanten Fluchtlinien nach den Magi-
ſtratsanträgen feſtgeſetzt werden. Der Ausbau von Teilen
der Göthe- und Hardenbergſtraße, ſowie der Ausbau der zwiſchen
Hardenberg und Viktoriaſtraße projektierten neuen Straße wird
mit kleinen Abänderungen beſchloſſen. r beſchloſſen
wird die Kanaliſierung der Deſſauerſtraße zwiſchen Acker und
Hardenbergſtraße und eines Teils der Hafenſtraße. Dem
Landerwerb vom Grundſtück Sag Wuchererſtraße Nr. 76
wird zugeſtimmt. Für den Schlachthof-Haushaltsplan wird
eine Nachbewilligung beſchloſſen. Zum Wideraufbau des ab-
S Pferdeſtalles in Gimritz werden ca. 800 M. nach

ewilligt.
19. Die Genehmigung des Ortsſtatuts für die ſtädtiſche

allgemeine Fortbildungsſchule rief eine ausgedehnte Beſprechunhervor. Hierzu liegt die eingangs erwähnte Petition des Kauf

männiſchen Vereins vor. Jener Verein glaubt, die von ihm
ſeiner Zeit errichtete Schule werde bedroht. Die neue Fort
bildungsſchule übernimmt aber alle Verpflichtungen, erklärte
Stadtſchulrat Brendel, die früher der Kaufmänniſche Verein
hatte. Jn der Petition wird Keheren, die alte Schule dann
mindeſtens noch 1 Jahr beſtehen zu laſſen. Stadtv. Döhler
beantragt, dieſes zu berückſichtigen, aber die Verſammlung ging
dem geſtellten Antrag gemäß über die Petition zur Tagesord
nung über.

Volkablatt.



Zu S 1 des Statuts beantragt Stadtv. rdie hier wohnenden, in Handwerks und Fabrikbetrieben
Arbeiter, die hier wohnenden Handwerker e. zu ſetzen.Stadtv. Meyer beantragt den folgenden Paſſus

„Landwirtſchaftliche Arbeiter, Handlanger Hauskrnechte,
Laufburſchen und ähnliche zu untergeordneten Dienſtleiſtungen
beſtimmte, als Tagelöhner anzuſehende Arbeiter fallen nicht
unter die Vorſchriften des Ortsſtatuts“ tzu ſtreichen. Jn Sachſen habe man ſchon lange landwirtſchaft

liche Fortbildungsſchulen und man denke gar nicht daran, dieſe
wieder einzuziehen. Auch die land wirtſchaftlichen Arbeiter müſſe
man heranbilden und als Bürger und Menſchen gut ausbilden
und erziehen. Alle Leute vom 14. bis zum 17. Jahre
müßten in die Fortbildungsſchule aufgenommen werden.

Stadtſchulrat Brendel weiſt auf 8 6 der Reichsgewerbe-
ordnung hin, wonach es unmöglich iſt, alle land wirtſchaftlichen
Arbeiter für die Fortbildungsſchule zu bekommen. Jm übrigen
dürfe man ſich keinen allzu großen Erfolg davon verſprechen.

Stadtv. Thiele tritt ebenfalls für den Antrag Meyer ein.
Leider treffe es zu, daß die Ausdehnung der Fortbildungsſchuleauf landwirtſchaftliche beiter durch die Gewerbeordnung be-

hindert wird; aber der Unterricht dürfe doch Handlangern,
Laufburſchen e. nicht verwehrt werden. Man möge auch be-
denken, daß nicht jeder Arbeiter, der in der Landwirtſchaft be
ſchäftigt iſt, land wirtſchaftlicher Arbeiter ſein müſſe. Die
Streichung des oben erwähnten Paſſus erſcheine notwendig.
Durch Ausſchließung der genannten Kategorien von jungen
Arbeitern ſchaffe man eine neue Klaſſe von Parias.

Stadtv. Meyer wendet ſich nochmals gegen die Anſicht des
Stadtſchulrats. Der Umſtand, daß es ſchwer ſein wird, jenen
Arbeitern etwas beizubringen, dürfe nicht abſchrecken. Die
Fortbildungsſchulen ſind gut für das Volk und beſonders für
die Jugend.

Die Verſammlung lehnte aber die Anträge Meyer und
Oſterburg ab und genehmigte S 1 wie vorgeſchlagen.

Zu 8 5. Lernmittel. „Die ſeitens der Schule als not-wendig bezeichneten Lernmittel haben die Schulpflichtigen oder
deren Eltern oder Vormünder anzuſchaffen. Bedürftige Schüler
können nach dem Beſchluſſe des Kuratoriums der Fortbildungs-
ſchulen die nötigen Lernmittel geliehen erhalten“ beantragt
Stadtv. Krüger, die Lernmittel gratis zu liefern, damit die
Eltern, wenn ſie ihre Kinder aus der Schule heraus haben, die
Fortbildungsſchule durch Beſchaffung der Lernmittel nicht als
eine Laſt empfinden. Durch die Gratislieferung der Lernmittel
werde die Freude am Unterricht gehoben. Man müſſe den
Schülern den Unterricht ſo leicht wie möglich machen und könne
vielleicht die Lernmittel leihweiſe geben. Was komme es dabei
auf ein paar Tauſend Mark an.

Schulrat Brendel wendet ſich gegen den Antrag Krüger. Es
ſei ſchon ganz gut, daß der Unterricht in der Fortbildungsſchule
frei iſt. Ganz umſonſt alles geben, thue nicht gut. Da ver-
liert s den Wert. Die Schüler könnten die dort beſchafften
Hilfsmittel auch noch ſpäter gebrauchen.

Stadtv. Oſterburg bezeichnet die Gratisgabe der Lern-
mittel als eine Konſequenz des Schulzwanges. Vielleicht
könnten die Arbeitgeber oder Meiſter gezwungen werden, die
Lernmittel zu beſchaffen.

Stadtv. Thiele weiſt darauf hin, daß man erſt in heutiger
Sitzung beſchloſſen habe, dem Staate einen Bauplatz zu einem
Gymnaſium unentgeltlich anzubieten. Dem Werte des Platzes
angemeſſen bringe man für die höhere Lehranſtalt mindeſtens
ein jährliches Opfer von 5—6000 Mk. Warum denn auf der
einen Seite ſo freigebig ſein und auf der anderen Seite für
die ärmere Bevölkerung gar nichts thun Man möge berück-
ſichtigen, daß Lehrlinge kein Geld haben. Wenn der Stadt-
ſchulrat ſagte: „Ganz umſonſt geht es nicht,“ ſo beweiſt er da
mit, daß er nicht gern giebt. Bei welcher Höhe der Selbſt-
leiſtung werde übrigens das Intereſſe erhalten Bei 30 Pfg.
oder bei 1 Mk. oder bei 2 Mk.? Das Wort, der Schüler müſſe
einen Teil der Unterrichtskoſten tragen, iſt eine nichtsſagende
Phraſe. Man möge doch den Schülern durch eine Differenz
wegen der Lernmittel den Unterricht nicht verleiden.

Der Antrag Krüger wurde abgelehnt und der S 5 wurde
ebenſo wie die übrigen Paragraphen ohne Abänderung genehmigt.

20. Eine anderweite vorteilhaftere Berechnung der
Dienſtzeit für einen Oberlehrer wurde beſchloſſen. Stadtv.
Oſterburg ſprach namens ſeiner Freunde gegen die Berech-
nung, weil der Magiſtrat Arbeiter nicht mit derſelben Konſe-
quenz behandelt. Neulich ſei ein Schulhausmann auf einen
anderen Platz gebracht worden, und da habe man demſelben
entſprechend der geringer gewordenen Arbeit auch den Lohn
verringert. Der Referent des Punktes, Stadtv. Keil, ent-
gegnet, die vorliegende Sache habe mit der früheren nichts
gemein. Was habe ein Oberlehrer mit dem Hausmann zu
thun Es ſei unerfindlich, wie man allerhand Dinge künſtlich
herbeiziehe. Der Magiſtratsantrag wurde angenommen.

21. Die Satzungen für die Bankier Ernſt Haaßengier-
Stiftung werden genehmigt.

Nachträglich eingegangen ſind noch 2 Eilſachen. Die
eine betrifft die Aendernng einer Fluchtlinie am Juſtizgebäude
und iſt bald erledigt; die andere betrifft die Hergabe des Stadt-
theaters zu Aufführungen zum Veſten der armen Burenfrauen
und Kinder.

Der Ref., Stadtv. Roth, verlieſt den jüngſt in den Zei-
tungen veröffentlichten Aufruf für die Buren und erkärt, eine
Anzahl hervorragender Damen und Herren von Halle
beabſichtigten zur Milderung des Elends bei den armen Buren
hier im Stadttheater Mitte Mai zwei Vorſtellungen zu ver-
anſtalten. Direktor Richards werde die nötigen Requiſiten zur
Verfügung ſtellen. Auf die Frage des Stadv. Döhler, wer
denn eigentlich die „hervorragenden Herren“ ſind, welche die
Veranſtaltungen empfehlen, verlieſt Stadtv. Roth u. a. die
n Baurat Genzmer, Dr. Mekus, Landgerichtspräſident
Schmidt c.

Stadv. Thiele erklärt, er habe nichts dagegen, wenn das
Theater e ſolchen Veranſtaltungen zur Verfügung geſtellt
werde. Es giebt aber nicht bloß bei den Buren ſondern be-
kanntlich auch in Halle Elend, und da würde es ſich empfehlen,
die Vorſtellungen zur Milderung des hieſigen Elends fortzu-
ſetzen. Auch wäre es wünſchenswert, wenn ſich dann daran
jene „hervorragenden Damen und Herren“ ebenfalls beteiligten.
Wozu in die Ferne ſchweifen, ſieh das Elend liegt ſo nah!

Die Verſammlung ſtellte das Theater zu dem genannten
Zwecke zur Verfügung und damit erreichte dann die öffentlicheSitzung gegen 8 ihr ihr Ende. Jn dem Raume der Bericht-
erſtatter war wieder eine unerträgliche Hitze, ſo daß ein kor-
rektes Arbeiten faſt unmöglich gemacht wurde.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 25. März.

Die Stadtverordnetenſitzung
fand geſtern vor überfüllten Tribünen ſtatt. Noch vor Ver
leſung des Protokolls wurde die Einführung der beiden Ver-
treter des Glauchaer Bezirks, der Genoſſen Krüger und Thiele,
vorgenommen. Herr Oberbürgermeiſter Staude ſchien im
Augenblick vergeſſen zu haben, daß zwei Sozialdemokraten vor
ihm denn er hob in ſeiner Anſprache hervor, die
Stadtverordneten müßten für das Geſamtwohl, nicht aber
für das Wohl einzelner Gruppen arbeiten. Auch vom
Eigennutz war in ſeinen kurzen Ausführungen die Rede, juſt
als ob die beiden zu Verpflichtenden zum Klüngel der Haus-

F. ar J rſtanben,

und Grundbeſitzer gehörten. Dieſe eigenartige Nüanzierung
der Anſprache gab Anlaß, daß Thiele die von her Städte-
ordnung vorgeſchriebene Zeremonie des Handſchlogs nicht wort-
los vollzog, wie es üblich iſt, ſondern vorher erllärie, er thue

p.es, weil es ze. Aufgefallen iſt, daß noch erverlang
folgter Berp nicht der Vorſteher des Kollegiums, Pro
Dittenberger, die Begrüßungeworte ſprach

Die V ſelbſt bot wenig des

3.50 M. pro Quadratmeter bewertet worden iſt, während jetzt
40 bezw. 100 M. pro Quadratmeter verlangt werden.

Bei Beratung des Statuts für die ſtädtiſche allgemeine
Fortbildungsſchule kam es zu längerer Kontroverſe mit dem

tadtſchulrat Brendel, der betreffs unentgeltlicher S
der Lehrmittel und hinſichtlich des Schülerkreiſes, für den d
Obligatorium des Schulbeſuchs m werden ſoll, recht
rückſtändige Anſichten entwickelte. erlehrer Meyer konnte
ſeinen Antrag, der von n Seite unterſtützt
wurde, nicht durchbringen. Die Fortbildungsſchule bleibt von
vornherein eine halbe Sache; daß die Anträge Oſterburg und
Krüger abgelehnt wurden, verſteht ſich ſogiſe en von ſelbſt;
denn ein Teil des Kollegiums ſcheint es für ſeine Pflicht zu
halten, Anträge ſchon um deswillen abzulehnen, weil ſie von
ſozialdemokratiſcher Seite kommen. Die Blüte von „Bildung
und Beſitz“ thut's nun mal nicht anders.

Als bei dem Verlangen, das Stadttheater dem Burenkomitee
zu zwei Wohlthätigkeits- Vorſtellungen zu überlaſſen, einer
unſerer Redner ſein Einverſtändnis damit ausſprach, aber hin-
zufügte, man möge in gleicher Weiſe auch das Elend unter den
hieſigen Arbeitsloſen bekämpfen, erhob ſich auf der Rechten ein
bezeichnendes Kichern. Was wiſſen dieſe Herren von Not!

Jn der geſchloſſenen Sitzung wurde der Antrag des
Magiſtrats abgelehnt, den Maſchinenmeiſter am Stadttheater,
deſſen Tüchtigkeit hervorgehoben wurde, eine Gehaltsſtufe über-
ſpringen zu laſſen. Stadtv. Schmidt teilte dabei einen kräftigen
Hieb aus. Stadtbaurat Genzmer hatte nämlich den Magiſtrats-
antrag damit begründet, daß er ſagte, wenn der Antrag nicht
angenommen würde, könnte der Maſchinenmeiſter vielleicht ſich
fortmelden. Schmidt erwiderte, die Gehaltserhöhung ſei kein
ſicheres Mittel dagegen; denn das Kollegium habe ſeiner Zeit
gleichfalls einem höheren ſtädtiſchen Beamten eine beträchtliche
Gehaltserhöhung gewährt, um ihn an Halle zu feſſeln, trotzdem
habe er ſich ſechs Wochen darauf um eine andere Stelle be-
worben. Herr Genzmer nahm den Hieb ruhig hin. Nach
Anſtellung von fünf Poliziſten, die bisher ihre Wartezeit hier
durchmachten und nach Annahme eines kleinen Legats in Höhe
von 25 000 Mk., das unter dem Namen „Bankier Ernſt Haaßen-
gier-Stiftung“ von der Stadt verwaltet werden ſoll, erreichte
9 Uhr die Sitzung ihr Ende.

Die zwölf Verſammlungen,
welche auf geſtern abend einberufen waren, ſind zum Teil
wiederum der polizeilichen Auflöſung verfallen. Jn Preßlers
Berg (Sachſes Reſtaurant) ſprach Genoſſe G. Heyne. Jn drei-
viertelſtündigen Ausführungen beleuchtete er das Vorgehen
der Polizei gegen das Gewerkſchaftskartell und wies aus ver-
ſchiedenen Gerichtsentſcheidungen nach, daß die polizeilichen Auf-
löſungen der Kartellſitzungen nicht im Einklang mit dem Ge-
ſetze ſtehen. Nach ziemlich lebhafter Diskuſſion wurde eine
Proteſt- Reſolution angenommen. Auch in Weinrichs Reſtaurant
wurde nach dem Referat des Genoſſen W. Angermann eine
Reſolution gefaßt, in welcher verlangt wird, daß wegen der
Auflöſungen der Kartellſitzungen der Klageweg beſchritten werden
ſoll. Jn Kautzſchs Reſtaurant am Martinsberge verlief
die Verſammlung nach dem Referate des Genoſſen Starke
in gleicher Weiſe. Bei Faulmann wurde die Verſammlung,
nachdem ein kurzes Referat erſtattet worden war, auf eine
Stunde vertagt. Nach Ablauf der Friſt löſte der Polizeibeamte
die Verſammlung auf. Jn Stadt Einbeck wurde von Ab-
haltung der Verſammlung wegen ſchwachen Beſuchs abgeſehen.
Außer einem Kommiſſar und einem Schutzmann waren noch
mehrere Poliziſten anweſend, die vor dem Hauſe patrouillierten.

Vom Letzten Dreier und über die Verſammlung bei Stejskal
liegen noch keine Berichte vor. Jm Weißen Roß wurde die
Verſammlung /49 Uhr eröffnet. Genoſſe Güldenberg wurde
als Leiter derſelben gewählt. Hierauf ſchlug Genoſſe Anger-
mann vor, die Verſammlung mit Rückſicht auf den ſchwachen
Beſuch zu vertagen. Gen. Güldenberg empfahl dieſen Antrag
zur Annahme und wurde derſelbe bei der Abſtimmung ein-
ſtimmig angenommen. Alsdann machte Güldenberg der Ver
ſammlung die Mitteilung, daß die Antwort auf die eingelegte
Beſchwerde betr. Auflöſung der öffentlichen Gewerkſchafts-Ver-
ſammlung eingegangen ſei, und es würde darüber nachher mit
verhandelt werden. Nach einigen weiteren kurzen Mitteilungen
vertagte Gen. Güldenberg die Verſammlung. Gegen /210 Uhr
ſollte wieder in die Verhandlung eingetreten werden. Da
erhob ſich der Ueberwachende, Herr Kommiſſar Goldmann und
beſtritt, daß um */49 Uhr in die eigentlichen Verhand-
lungen eingetreten worden ſei. Genoſſe Güldenberg machte
darauf aufmerkſam, daß in doppelter Beziehung in die
Verhandlungen eingetreten worden ſei, einmal durch Abſtim-
mung und kurzer Begründung über den Antrag Angermann
und dann über die Bekanntgabe betr. der eingegangenen Ant-
wort auf die Beſchwerde. Herr Goldmann war aber anderer
Anſicht, er löſte die Verſammlung auf und alle war's.
Bemerkt ſoll werden, daß das Geſetz nichts vorſchreibt, wie
lange die begonnenen Verhandlungen zu dauern haben, um
eine Vertagung eintreten zu laſſen. Jm Roten Adler konnte
die Verſammlung nicht ſtattfinden, weil die Anmeldung erſt
geſtern vormittag eingegangen ſei: in Wirklichkeit war die
Anmeldung ſchon Sonntag früh in den Briefkaſten in der
Hauptwache geſteckt worden. Jm Lindenhof zu Kröllwitz
ſprach Genoſſe Eilfeld, und die Verſammlung in der Wil
helmshöhe verfiel der polizeilichen Auflöſung.

Heute abend werden die Verſammlungen in denſelben Lokalen
viederholt.

„Sein gutes Recht.“
Wir teilten geſtern mit, daß wiederum ein Bauarbeiter wegen

Beleidigung des William Pfeiffer vom Schöffengericht zu einem
Monat Gefängnis verurteilt worden iſt. Der Vertreter der
Staatsanwaltſchaft hatte gar vier Monate beantragt und be-
gründete dieſes unglaublich hohe Strafmaß damit, daß er
ſagte, es müſſe weiteren Beleidigungen des Pfeiffer vor
gebeugt werden. Pfeiffer habe im Streik „nur ſein gutes
Recht gewahrt, das die Arbeiter mit Füßen treten wollten
Mit einem Amtsanwalt über „das gute Recht“ des Pfeiffer
ſtreiten zu wollen, erübrigt ſich. Dagegen möchten wir doch
dem Herrn zu bedenken geben, daß der unzünftige Laienver-
ſtand nicht begreifen kann, wieſo jemand um deswillen härter
beſtraft werden ſoll, damit ein anderer nicht dieſelbe Straf-
that begeht. Dieſes „Exempel ſtatuieren“ ſollte doch endlich
t zu den andern ahgeſchnittenen juriſtiſchen Zöpfen gelegt
werden

„Bettlerplage.“
Das ſoziale Verſtändnis der bürgerlichen Preſſe dokumentiert

folgende Lolalnotiz, hie geſtern abend die Spalten der Saale
Zeitung und der Hall. Zig. in harmoniſcher Uebereinſtimmung
irre

Bettlerplage, Schon ſeit längerer Zeit werden ver
ſchiedene Teile unſerer t von bettelndem Geſindel recht

anten. Von

Wert des B S che,daß r Areal an der Vertramſte e im Jahre W i
heimgeſucht. Mit Miene werden von Perſonen,

auch das Stehlen berufs-
mäßig nen, die Häuſer von unten bis oben
r niert, und bei dieſer „Arbeit bleiben ſelbſt die ent
legenſten Winkel nicht verſchont. Jede irgend günſtige Ge
legenheit wird zum Stehlen benutzt. Eine ſolche Gelegenheit
würde auch Ende der vergangenen Woche in dem Hauſe
Pfälzerſtraße Nr. 7 von einer bettelnden Perſon erſpäht, die
es dann für ihre Pflicht St. in einer offenen Bodenkammer
etwas „aufzuräumen“. Sie eignete ſich dabei verſchiedene
Wäſcheſtücke, ſowie andere Gegenſtände an. Leider werden
ſolche unerwünſchten Aufmerkſamkeiten meiſt erſt entdeckt,
wenn die betreffenden Thäter ſchon längſt wieder verſchwunden
ſind und es nicht mehr möglich iſt, ihnen auf die Spur zu
kommen. Das Betteln muß doch immer noch ein ganz ein
trägliches Geſchäft ſein, denn vor einigen Tagen wurde eben
falls in der Pfälzerſtraße beobachtet, wie ein Mann dort
von Haus zu Haus ging und nach dem Verlaſſen eines jeden
Hauſes die erbettelte Beute in einem in der Nähe der
Wegen Kapelle bereitgeſtellten Kinderwagen ſorgſam
verwahrte.

Die Bettlerplage iſt allerdings da und tägliche Beobachtungen
beſtätigen ſie. Die erbärmlichſte Niedertracht und Gemeinheit
der Geſinnung offenbart ſich jedoch, wenn man die zahlreichen
bettelnden Arbeitsloſen ohne weiteres als bettelndes Ge-
ſindel hinſtellt. Wie ſchwer ſo manchem Arbeitsloſen der Schritt
ſein mag, kann man aus der demütig unterwürfigen Miene,
aus den ängſtlichen Geſichtszügen und aus den geſtammelten
Dankesworten zur Genüge erſehen. Dieſes bettelnde Geſindel
ſpioniert nicht die Häuſer durch und benutzt jede günſtige Gelegenheit zum Stehlen. Es iſt deshalb h nicht angängig,
ſämtliche Veitelnde in einen Topf zu werfen und ſie als Diebe

und Geſindel zu brandmarken. erden Betteleien mit Dieb-
ſtählen in Verbindung gebracht, dann hat man die Thäter
nicht in den Reihen der bettelnden Arbeitsloſen zu ſuchen. Es
iſt echt kapitaliſtiſche Manier, Hunderte und Tauſende Arbeits
loſer auf den Hungeretat zu ſetzen und von bettelndem Geſindel
zu ſchreien, wenn dieſe armen beklagenswerten Opfer der gott-
gewollten Wirtſchaftsordnung ihr Hungerdaſein durch einige
zuſammengefochtene Brocken zu mildern ſuchen. Man hat nichtden Mut, die Urſachen der gettlerplane zu ergründen und da

raus die Zunahme der Hausbettelei abzuleiten. Es iſt weniger
gefährlich, die Bettelnden zu verhöhnen und zu verſpotten, ſtatt
Linderung des Elends und der Not, die durch die entſetzlichen
Begleiterſcheinungen der wirtſchaftlichen Kriſe heraufbeſchworen
ſind, vom Staat und der Gemeinde zu verlangen. Wir möch-
ten dem Schreiber der angezogenen Notiz raten, nur einmal
eine Woche lang ſein Daſein durch Betteln zu friſten. Viel-
leicht würde vorausgeſetzt, er hätte den Mut zum Betteln
ſein Urteil über das bettelnde Geſindel ein anderes ſein. Die
Logik unſerer beſſeren und beſten Geſellſchaft iſt faſt zum Stein
erbarmen. Für die Buren hält ſie Vorſtellungen im Stadt
theater ab, für die eigenen Landsleute hat ſie nichts übrig, als
ſie unter Umſtänden in ihrem Elend noch zu verſpotten.

Das Dümmſte vom Dummen
iſt für die konſervative Preſſe gerade noch gut genug, um als
Hetzmaterial gegen die Sozialdemokratie Verwendung zu finden.
Bei der Reichstagswahl in Raſtenburg-Gerdauen wurden von
unſeren Königsberger Genoſſen an den Sonntagen Wahlflug-
blätter verteilt. Auf eine Bemerkung der Freiſinnigen Ztg.,
daß ca. 140 Flugblattverteiler den Kreis durchzogen hätten, zieht
die Halleſche Ztg. und die geſamte Amtsblattpreſſe den ebenſo
kindiſchen wie einfältigen Schluß: „Die Bemerkung, daß
140 Kolporteure von Königsberg „ausgezogen“ ſeien, verdient
eine ganz beſondere Beachtung. Für den Eingeweihten iſt es
allerdings nichts Neues, für den Fernſtehenden, namentlich
für die Kreiſe der Regierung, ſcheint es aber nicht hinlänglich
bekannt zu ſein, daß die Sozialdemokraten, ſobald ein Wahl
kreis frei wird oder auch nur frei zu werden droht, eine An
zahl Genoſſen abkommandieren, die im Kreiſe
Wohnung nehmen, ſich in die Wählerliſte eintragen laſſen
und nunmehr die ſozialdemokratiſchen Stimmen
in dem betreffenden Kreis um ein Erhebliches ver-
mehren. Dieſe in den Kreis hineingeworfenen neuen
Wähler werden natürlich aus der großen Kriegskaſſe beſoldet
und ſind vortreffliche Wahlagenten. Wenn dieſes Syſtem ſeitens
der Sozialdemokratie weiter ausgebildet wird, ſo werden wir
demnächſt geradezu verheerende Wirkungen des allgemeinen,
gleichen und direkten Wahlrechts erleben.“

Es gehört völlig zur Logik der konſervativen Partei, daß ſie
d Leo Wlwogeleien nach dem Grundſatz verfährt: Haltet
en Dieb!

Kollege Swienty iſt ſeit Sonntag an Blinddarm
Entzündung erkrankt. Nach ärztlichem Gutachten wird unſerKollege wehrere Wochen ans Bett gefeſſelt ſein.

Ueber die Aufführung der Weber am 1. Mai durch
Meßthalers Enſemble wird uns noch mitgeteilt: Jn dem Ver
waltungsſtreitverfahren bezüglich des Dramas Die Weber
dürfte es zu hören von Jntereſſe ſein, daß urſprünglich Direktor
Meßthaler dieſes Werk im Alberttheater zu Leipzig zur Auf-führung bringen wollte. Seinem Geſuche, die Aufführung
zu geſtatten, leiſtete das Polizeiamt keine Folge. Das Amt
vertrat den Standpunkt, daß es über dieſes Geſuch gar nicht
zu entſcheiden brauche. Es liege Rechtskraft vor, da ein von
Direktor Emil Meßthaler bereits 1895 bei der Polizeibehörde
eingereichtes Geſuch damals zurückgewieſen worden ſei. Unter
dieſen Umſtänden unternahm es auf Erſuchen Meßthalers der
Theaterdirektor A. Kurz, Prag, das Verwaltungsſtreitverfahren
in die Wege zu leiten. Jn der Verhandlung vor dem Ober-
verwaltungsgericht Dresden gelang es Herrn Rechtsanwalt
Dr. Gottſchalk, Leipzig, dieſe oberſte Inſtanz von der Unhaltbarkeit des Verbotes der Weber zu überzeugen und die Frei
gabe des Stückes für Leipzig herbeizuführen. Die Weber ge
langen nunmehr mit einem von Direktor Meßthaler zuſammen
geſtellten Enſemble vorerſt in Chemnitz am 30. März, in Leipzig
am 13. April, Halle 1. Mai und Dresden 4. Juni d. J. zum
erſteninale zur Aufführung.

Aus dem Bureau des Stadt Theaters. Für die heutige
Aufführung von Friedrich v. Schillers Don Carlos werden
Schülerbillets für Parkett je 1 Mark zur Ausgabe gelangen.
Mozarts Zauberflöte erfährt am Donnerstag eine Wiederholüng.Fräulein Math. Dennery vom Hoftheater in Kaſſel ſingt be
Partie der Pamina. Am Karfreitag bleibt das Stadttheater
geſchloſſen. Die nächſte Novität des Stadttheaters wird Heyermanns Seeſtück Die Hoffnung (Op Hoop van Zegen) ſein; das
Werk zählt man zu den beſten Lrſcheinnrgen der neuen Bühnen
litteratur. Jn Vorbereitung Der Waſſerträger;
ShakeſpeareCyklus: Julius Cäſar.

Geſtorben ſind in der vergangenen Woche in HalleSüd
33 Perſonen und zwar qu: Entkräftung 1 ettherz 1,Schwindſucht 4, Brechdurchfall 1, Krebs 2, Gehirner du
rung Pyonephroſe 1, Lungenentzündung 3, Schwäche 8,
Stimmritzenkrampf 1, Maſern 1, Herzmuskelentzündung 1,
Gallenſteinen 1, Selbſtmord 1, Gehirnſchlag 1, Kindbettfieber 1.
Sehnenſcheidenpſlegmone Luftröhrenentzünbung 1, Arterien-
verkallung 1, Bronchialkatarrh 1, Bauchfellentzündung 2,

Petzaitegtt indung dazu Totgeburten 2. Darunter bea ſich 7 in hieſigen Krankenhäuſern verſtorbene Hris-
remde,
In Halle Hord verſtarben in derſelben Zeit 24 Perſonen undgro r au an Altersſchwäche 2, Lun ren ſt uch

ällen 1,nia 1, Krämpfen 1, chron. ung 1,
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ngenerweitgung 3 Bronchitis 2, fortſchreitender Gehirnung 1, Lungen- und Kehlkopftuberkuloſe 1, Meningitis

tuberkuloſa 1, Rachitis 2, Scharlachfieber 1, Luftröhrenentzün
dung und Rachitis 1, Waſſerſucht 1, Lungen- und Darmtuber-
kuloſe 1. Drunter befinden ſich 3 in hieſigen Krankenhäuſern
verſtorbene Ortsfremde.

Zeitz. Ein ſchwerer Unglücksfall ereignete ſich am
vergangenen Montag wie uns erſt jetzt mitgeteilt wird
in Katersdorf auf dem Neubau des Amtsvorſtehers Kettmann.
Der Maurer Hoffmann aus Raba war mit anderen Maurern
beſchäftigt, eiſerne Träger aufzuſtellen, als ein Träger zurück
fiel und ihn ſo traf, daß er einen Beinbruch davontrug. Hoff
mann liegt jetzt im hieſigen Krankenhaus.Zeitz. Wie aus dem Jnſeratenteile der Mittwochnummer

erſichtlich, findet für die Mitglieder des Holzarbeiterverbandes
Donnerstag abend bei Schindler eine außerordentliche Ver-
ſammlung ſtatt. Jn dieſer ſoll die Stichwahl zwiſchen Wer-
nerGera und Henn- Erfurt vorgenommen werden. Es iſt
Pflicht aller re auch in dieſer Verſammlung anweſend
zu ſein. Henn-Erfurt hat 679 Stimmen, während Werner nur
590 erhalten hat.

Weißenfels. Der Bäckermeiſter Sommerweis in Zorbau
bei Weißenfels beſchäftigt ſeine zwei Gehilfen durchſchnittlich1516 Stunden Am Sonntag, den 16. d. M., haben dieſelben

von nachts 12 Uhr bis nachmittags 4 Uhr gearbeitet. Schon
am 17. Dezember v. J. wurde einmal konſtatiert, daß der dort
beſchäftigte Gehilfe bis mittag gearbeitet hat. Kalendertafel
und Verordnungstafel kennt man dort nicht, und auch in Be-
zug auf Hygieine läßt die Backſtube zu wünſchen übrig. Als
nun unſer Genoſſe Fr. am Sonntag, den 23. d. M., ſeine dort
beſchäftigten Kollegen beſuchen wollte, es war vormittags
9 Uhr, wurde er von Herrn Klemens Sommerweis im Back-
hauſe empfangen und zur Thür hingusgeworfen und auf dem
Hofe, trotzdem er ſich entfernen wollte, mit Schlägen ins Ge-
ſicht traktiert. Fr. leiſtete nicht den geringſten Widerſtand und
wollte eilends der Hofthür zuflüchten, wurde aber von dem
galanten Herrn dermaßen ins Geſicht geſchlagen, daß ihm die
Naſe blutete, worauf er ſich zum Gemeindevorſteher begab,
von dem er zwei Minten vorher mit dem Bemerken entlaſſen
wurde, daß ihn die Sache mit dem „Maxi“ (d. i. der Maximal-
arbeitstag der Bäcker) nichts angehe. Der Herr wird bald
eines anderen belehrt werden. Bisher hat man bei der Ver-
waltung des Weißenfelſer Konſum-Vereins noch keinen Wert
darauf gelegt, daß es derartig bei dem Herrn Sommerweis
ugeht, derſelbe bäckt nämlich das Brot für die

Weißenfelſer Arbeiter.
Biederitz. Der Amtsvorſteher als Geweinde-

vertreter. Der Magdeburger Volksſtimme wird geſchrieben
g2 der Operette Der Mikado iſt eine der Hauptperſonen Nonki-
Puh, der alle in Tokio nur denkbaren Aemter, ſogar die mit-
einander unvereinbarſten, in ſeiner Perſon vereinigt. An dieſe
Operettenfigur erinnert die Thatſache, daß Herr Wilhelm
Heinrichs, vielfacher Millionär und Poſthalter, ſich ſeitens
der Wähler erſter Abteilung in die Gemeindevertretung von
Biederitz hat wählen laſſen, obwohl er gleichzeitig Amtsvor-
ſteher desſelben Ortes iſt. Zur erſten Klaſſe gehörten nur zwei
Wähler, zu denen der Amtsvorſteher gehört, und in anerkennens
wertem Solidaritsgefühl wählten ſich die beiden Herren gegen
ſeitig. Nach g. 53 Nr. 1 der Landgemeinde-Ordnung iſt es frei-
lich nicht zuläſſig, daß ein Amtsvorſteher Gemeindeverordneter
wird; denn nicht wählbar ſind diejenigen Beamten, durch
welche die Aufſicht des Staates über die Gemeinden ausgeübt wird.
Dieſe Aufſicht übt aber der Amtsvorſteher in vielen Fällen aus,
wie die 88. 84, 85, 90, 91 und 139 der Landgemeinde-Ordnung
ergeben. Da aber durch die einſtimmige Wahl bewieſen iſt, in
wie hohem Grade Herr Heinrichs das Vertrauen ſeiner Mit-
bürger beſitzt, dürfte vielleicht in dieſem al aus Billigkeits
keitsgründen von der Jnnehaltung der geſetzlichen Beſtimmungen
Abſtand genommen werden.

Rothenſee (Regierungsbez. Magdeburg). Bei der Ge-meindevertr etrwahl wurde Genoſſe Brauns mit 22 von
36 Stimmen gewählt.

Kleine Frovinzial- Nachrichten.
Jn Magdeburg gab der Arbeiter Saſſe aus Gernrode

auf ſeine Braut Anna Koch einen Schuß in die Herzgegend ab
und erſchoß ſich dann ſelbſt. Die Koch verſuchte ſich zu er-
tränken, wurde aber gerettet. Jn Schildau wurde der zwei-
jährige Knabe Kleinert überfahren und ſchwer verletzt. Jm
Teiche von Zſchortau iſt die zweijährige Tochter des Arbeiters
Wolf ertrunken. Ueberfahren und getötet wurde in Hett-
ſtedt die vierjährige Tochter des Bergmanns Zahn.

Kontroll Verſammlungen.
Delitzſch.

Kontrollplatz Düben (Hotel Preußiſcher Hof) Paradeplatz:
14. April 1902, nachm. 2 Uhr, für die Mannſchaften der Prov.

r aus Löbnitz, Prieſtäblich, Roitzſchjora, Schnaditz,
iefenſee und Wellau ne u v15. April 1902, vorm. 8 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr I. Aufgebots der Spezial-Waffen und Erſatz
Reſerviſten aus den vorgenannten Ortſchaften.

Kontrollplatz Mörtitz:
15. April 1902, nachm. 2 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr J. Aufgebots aller Waffen, ſowie Erſatz
Reſerviſten aus Battaune, Doberſchütz, Grung, Hohenprießnitz,
Wotig Mensdorf, Mölbitz, Mörtitz, Paſchwitz, Sprotta und
Wöllnau.

Kontrollplatz Eilenburg (Schützenhaus):
16. April 1902, vorm. 8 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve

der Provinzial-Jnfanterie aus der Stadt Eilenburg.
16. April 1902, vorm. 11 Uhr, für die Mannſchaften der Landwehr I. Aufgebots der Provinzial Infanterie aus der Stadt

Eilenburg, ſowie die Mannſchaften der Reſerve und Land-
wehr J. Aufgebots der Prov.-Jnf. aus Bötzen, Bunitz, Collau,
Coſpa, Coſſen, Gallen, Gordemitz, Goſtemitz, Gotha b. E.,
Groitzſch, Hatnichen mit Erwinhof, Jrwit Ochelmitz,
Pehritzſch, Wedelwitz, Weltewitz, Wöllmen, ölpern und
ſchepplin mit Vorwerken 716. April 1902, nachm. 3. Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr l. Aufgebots der Spezial-Waffen aus der
Stadt Eilenburg und aus den unterm 16. April 1902, vorm.
I15 Uhr bezeichneten ländlichen Ortſchaften.

17. April 1902, vorm. 9 Uhr, für die Mannſchaften der Erſatz
Reſerve aus der Stadt Eilenburg und aus den unterm
16. April 1902, vormittags 11 Uhr bezeichneten ländlichen
Ortſchaften

Kontrollplatz Klein-Wölkau:
17. April 1902, nachm. 3 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr l. Aufgebots der ProvinzialJnfanterie aus
Badrina, Behlitz, Boyda, Brinnis, Crenſitz, Cupſal, Gollmenz,
Göritz Groß Croſtitz, GroßWölkau, Hohenleina, Hohenroda,
Klein-Croſtitz, Klein-Wölkau, Krippehna, Lehelitz, Liemehng,
Lindenhayn, Luckowehna, Mutzſchlena, Naundorf b E,
Niederglaucha, Niederoſſig, Oberglaucha, Preſſen, Prieſter
Ja Rödgen b. E., Scholitz, Steubeln, Wannewitz und
Zſchettgau.18. Mbril'ido2, vorm. 9 hr, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr J. Aufgebots der SpezialWaffen und der Erſatz
Reſerve aus den vorgenannten Ortſchaften.

Kontrollplatz Delitzſch (Schützenhaus):
18. April 1902, nachm. 3 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr l. Aufgebots der Prov.-Jnfanterie und der
SpezialWaffen aus der Stadt Deiltzſch.

19. April 1902, vorm. 8 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve
und Lardwehr I. Aufgebots der Prov.Jnfanterie und der
Spezial Waffen aus Beerendorf, Benndorf, Döbernitz, Gertitz,
Gördenitz, Groß-Kyhna, Groß-Liſſa, Kattersnaundorf, Kertitz
mit Wölkct, Klein Kyhna, Klein-Liſſa, Laue, Paupitzſch,
Pohritzſch, Woßdorf, Quering, Reibitz, Rödgen b. D., Sauſed-
t Schenken berg mit Storckwitz, Seelhauſen, Serbitz, Spröda,

Jerben, Zaaſrh, Zſchernitz und Zſchepen.
19. April 1902, vorm. 11 Uhr, für die Mannſchaften der Erſatz

Reſerve aus de v vorgenannten Ortſchaften.
19. April 1902, nachm. 3 Uhr, für die Mannſchaften der Erſatz

Reſerve aus der Stadt Delitzſch.
Kontrollplatz Zſchortan

21. April 1902, vorm. 8 Uhr, ſür die Mannſchaften der Reſerve
und l. Aufgebots der ProvinzialJnfanterie aus
Beuden, Bieſen, Bredau, Brodenaundorf, Cletzen, Creuma,
Flemsdorf, Freiroda, Gerbisdorf, Grabſchütz, Grebehna,
ßüntheritz, Hayna, Hohenoſſig, Kömmlitz, Lemſel, Löſſen,

Mocherwitz ackwitz, Radefeld, Schladitz b. K., Schladitz
3 her en, Werbelim, Wolteritz, Zſchölkau, Zſchortau und

Zwochau.
21. April 1902, nachm. 2 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr I. Aufgebots der SpezialWaffen und der Er-
ſatz-Reſerve aus den vorgenannten Ortſchaften.

Kontrollplatz Landsberg (Gaſthof zum Pelikan):
23. April 1902, vorm. 8/2 Uhrx, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr J. Aufgebots der Provinzial-Jufanterie aus
Landsberg, Bageritz, Doberſtun, Dölbau, Droyßig, Emsdorf,
Gleſien, Gollma, Gütz, Klepzig, Klitzſchmar, Kockwitz, Kölſa,
Lohnsdorf, Naundorf b. L., Nockwitz, Peterwitz, Queis, Rabutz,
Reinsdorf b. L., Reußen, Rokttzſchgen, Schwätz, Schweiditz,
Siedersdorf, Sietzſch, Stennewitz, Werlitzſch, Wiedemar,
Wiedersdorf, Wieſeneng, Wölls-Petersdorf und Zwebendorf.

23. April 1902, nachm. 2/2 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve
und Landwehr I. Aufgebots der Spezial-Waffen und der Er-
ſatz-Reſerve aus den vorgenannten Ortſchaften.

Kontrollplatz Bitterfeld (Rheiniſcher Hof):
25. April 1902, nachm. 2 Uhr, für die Mannſchaſten der Erſatz

Reſerve aus Döbern.
26. April 1902, vorm. 7 Uhr, für die Mannſchaften der Jahr-

gänge 1893--1900 der Prov.-Jnfanterie aus Döbern.
26. April 1902, nachm. 3 Uhr, für die Mannſchaften der Jahr-

gänge 1889--1892 der Prov.-Jnfanterie aus Döbern.
28. April 1902, nachm. 2 Uhr, für die Mannſchaften der Reſerve

und Landwehr J. Aufgebots der Spezial-Waffen aus Döbern.

Gerichtsjaal.

Strafkammer.
Halle a. S., 24. März.

Lex Heinze. Sehr umfangreich geſtaltete ſich die Verhand-
lung gegen den Schankwirt Wilhelm Buſch und deſſen 22jähr.
Ehefrau Alma Buſch geb. Hüppner von hier. Beide waren
wegen gewerbs- und gewohnheitsmäßiger Kuppelei, begangen
gemeinſchaftlich und aus Eigennutz, angeklagt. Zur Verhand
lungen waren 26 Zeugen, Perſonen aus allen Bevölkerungs-
ſchichten, auch Offiziere waren dabei, geladen. Die Angeklagten
haben an der Ecke der Wucherer- und Bernburgerſtraße eine
Gaſtwirtſchaft, in der es zuweilen etwas bunt hergegangen iſt.
Kellnerinnen und Dienſtmädchen wurden verkuppelt und ein von
den Angeklagten angenommenes noch ſehr jugendliches Pflege-
kind war auf dem Wege zur Unzucht und wurde zum Animierenbenutzt. Die Verhandlung entzog ſich wegen Sittengefährdung

der Oeffentlichkeit und dauerte ziemlich 34 Stunden. Beide
Angeklagte wurden wegen Kuppelei auf Grund der neueren
Faſſung des Lex Heinze- Paragraphen (180) zu je 6 Monaten
Gefängnis nebſt je 2 Jahren Ehrverluſt und je 150 Mk. Geld-
a und Polizeiaufſicht verurteilt. Jn der Begründung des

rteils wurde es als eine große Unverſchämtheit t S daß
der Ehemann Buſch im Monat Januar auf der Bernburger-
ſtraße hieſige Offiziere aufgefordert hatte, ſie ſollten mit ihm in
ſein Reſtaurant kommen, dort könnten ſie Mädchen finden. Die
Perſonen, die dort verkehrten, hatten erſt yfe Zechen machen
müſſen, worauf man ſich dann in das Billardzimmer begab.
a gegen Buſch noch extra beantragte Ordnungsſtrafe wurde
abgelehnt

Als Pf d r rer war der vorerwähnte Schank-
wirt Wilhelm Buſch eines Tages der Viktualienhändlerin
Wilhelmine Zeugner gegenüber aufgetreten. Er ſtand deshalb
in dieſem Falle wegen unbefugter Ausübung eines öffentliches
Amtes und wegen Beleidigung unter Anklage. Frau Zeugner
wurde eines Tages von dem Angeklagten in ihrem Viktualien-
keller beſucht, wobei letzterer ſich als Kriminalpoliziſt vorſtellte
und dann, als Frau Z. dieſes bezweifelte, den Rock aufknöpfte
und ein Stück Papier zeigte mit dem Bemerken: „Jawohl ich
bin derjenige.“ Er erzählte darauf, daß bei der Polizei eine
Beſchwerde über Frau Zeugner wegen angeblich unzüchtigen
Dinge eingegangen ſei und da wäre er beauftragt, Rechercher
anzuſtellen: er müſſe auch eine Hausſuchung vornehmen. Als
der Angeklagte dann ſchließlich in den Bücklingen und Häringen
umher wühlte, wurde Frau Zeugner unangenehm und ließ den
Angeklagten durch einen zu Hilfe gerufenen Mann hinaus-
werfen. Sie will aber erſt geglaubt haben, ſie habe es mit einem
Kriminalbeamten zu thun. Der Angeklagte will damals be-
trunken geweſen ſein, was ihm auch von einigen Zeugen be-
ſtätigt wurde. Der Staatsanwalt beantragte 3 Monate Ge-
fängnis; das Gericht ſah die Sache aber nicht ſo gefährlich an
und erkannte auf 30 Mk. Geldſtrafe ev. 6 Tage Gefängnis.

Eine ſchlaue und dreiſte Manipulation führte den
Schloſſer Friedrich Hans Kießhauer von hier, geboren
in Schkeuditz, wegen ſchweren Diebſtahls auf die Anklagebank.
Er löſte eines Tages im Monat Januar in zwei Motorwagen
der Stadtbahn die die Zahlkaſten umhüllenden da dern mit
einem Schrauenzieher los und ging mit dem Jnhalt der Zahl-
kaſten, etwa 20-30 Mark, ab. Natürlich hatte er ſich Fahr
ſtrecken BöſlbergerwegBahnhof ausgeſucht, die nicht ſo
ſtark frequentiert werden. Er wurde aber ſchließlich doch er-
wiſcht und verhaftet. Die Zahlkaſten mit den Umhüllungen
hat er zerſchlagen und weggeworfen. Gelegentlich einer Haus-
ſuchung wurden bei ihm eine Reihe Werkzeuge und kleine
10 Pfg. Schokoladentafeln vorgefunden, die darauf ſchließen
laſſen, daß er ein geſchickter Automatenöffner iſt. Der Unter
nehmer, bei dem er beſchäftigt iſt, bezeichnet ihn als einen
tüchtigen, fleißigen Arbeiter. Der Staatsanwalt beantragte
gegen den bisher unbeſtraften Angeklagten unter Zubilligungmildernder Umſtände 1 Jahr Gefängnis und 2 Jahre Ehr
verluſt. Das Gericht erkannte demgemäß.

Wegen Sittenverbrechens wurde verhandelt gegen den
17 jährigen Dienſtknecht Max Teichert aus Moſchowitz. Er
hatte mit einem kleinen 5jährigen Mädchen unzüchtige Hand-
lungen vorgenommen und wurde zu 4 Monaten Gefängnis
verürteilt. Die Verhandlung entzog ſich der Oeffentlichkeit.
Desgl. unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit wurde verhandelt
gegen den 73jährigen Arbeiter Ernſt Ludwi e e aus
aus Göhlitzſch. Der 73jährige, zweifellos kranke Mann hat ſich
an ſeinen Enkelinnen unſittlich vergangen und wurde unter
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auf 2 Jahre, 1 Jahr
in das Gefängnis geſchickt.

Berſammlungsberichte.
Metallarbeiter.

Verſammlung vom 22. März. Zunächſt erſtattet Kollege
Heyne Bericht über die Hildesheimer Zerte torrß es ent
ſpinnt ſich eine längere Diskuſſion über die in Hildesheim ver
handelten Fragen. Des weiteren beſchwert ſich Kollege Pfort
über die von dem Verband der Handels und Transportarbeiter
unternommenen Verſuche, ihn 87 zwingen, aus dem Metall
arbeiterverbande aus und dem Handels und Transportarbeiter

beizutreten. Kollege Pfort iſt im vorigen Jahre wegen Felern
des 1. Mai gemaßregelt worden und er hatte im Allgemeinen
Konſum-Verein für Halle Arbeit als Markthelfer gefunden, wo
er auch jetzt noch beſchäftigt iſt. Der Handels- und Transport-
arbeiterverband hatte ſich an die Geſchäftsleitung des Konſum-
vereins gewandt mit dem Erſuchen, den Pfort zu entlaſſen,
wenn er nicht Mitglied des Handels- und Transportarbeiter-
verbandes wird. Dieſes Gebaren des Handels- und Trans-
portarbeiterverbandes wurde allſeitig aufs ſchärfſte verurteilt.
Sodann wird beſchloſſen, um den geſelligen Verkehr der
Kollegen zu fördern, am 1. Oſterfeiertag vormittag bei Kollege
Hinze, Letzter Dreier, zuſammen zu kommen. Am 2. Feierta
ſoll ein Ausflug nach Nietleben unternommen werden. Treff-
punkt nachmittag 2 Uhr in der Wilhelmshöhe, Burgſtraße

(Eingeg. 23. März. r.Holzarbeiter.
Jn der Verſammlung vom 22. März gab der Kollege Schnabel

das Reſultat der Urabſtimmung in unſerer Zahlſtelle bekannt.
Von 242 Kollegen ſtimmten 134 für und 108 gegen Einführung
der Arbeitsloſenunterſtützung. Von den erſteren ſtimmten 71
für einen Beitrag von 35 Pfg., 61 für 40 Pfg. von letzteren 27
für 35 Pfg., 1 für 40 Pfg. Leider haben eine ganze Anzahl
Kollegen nicht abgeſtimmt. Als Delegierter zum Verbandstage
wurde Kollege Schnabel mit 127 Stimmen gewählt. Zum
Gewerkſchaftskongreß machte ſich eine Stichwahl zwiſchen
Werner-Gera und Henn-Erfurt nötig, erſterer erhielt 37,
letzterer 15 Stimmen. Ueber den Wert eines gemeinſchaftlichen
Arbeitsnachweiſes entſpann ſich eine rege Debatte, es wurde
dem Geſellenausſchuß anheimgegeben, einleitende Schritte zur
Errichtung eines ſolchen zu thun. Zu Bezirkskaſſierern wurden
die Kollegen Bilz und Döhring II gewähſt.

Entſchieden verurteilt wurde, daß im redaktionellen Teil des
Volksblattes aufgefordert wurde, die heute ſtattfindenden
Gewerkſchaftsverſammlungen der Konſumvereinsverſammlung
wegen ausfallen zu laſſen: Folgende Reſolution wurde an
genommen

„Die heute tagende Verſammlung der Holzarbeiter proteſtiert
energiſch dagegen, daß zu gunſten der Konſum- Verſammlungen
die Gewerkſchaftsverſammlungen ausfallen ſollen, und erklärt
ihr Bedauern darüber, wenn organiſierte Arbeiter die Ver-
ſammlungen des Konſumvereins vorziehen. Es wird vielmehr
erwartet, daß, da doch die Verſammlungen der meiſten Gewerk
ſchaften auf Sonnabend feſtgelegt ſind, der Konſum ſeine Ver-
ſammlungen an einem andern Wochentage abhält.“

Es wurde dann noch beſchloſſen, den Deutſchen Tiſchlermeiſter
auf ein Vierteljahr zu abonnieren und der Vorſtand beauftragt,
für Anſchaffung weiterer Fachlitteratur für die Bibliothek zuſorgen. Es wurde den Kollegen noch mitgeteilt, daß in Dein
Differenzen auszubrechen drohen.

g Bau und Erdarbeiter.
Am 20. März fand eine öffentliche Verſammlung ſtatt. Kollege

Labes weiſt in kurzen und klaren Ausführungen nach, wie
notwendig es iſt, daß ein Geſetz zum Schutze der Bauarbeiter
geſchaffen wird. Jn der Distuſſion ſprechen ſich ſämtliche Red-
ner im Sinne des Vorredners aus. Kollege Labes verlieſt fol
gende Reſolution, welche einſtimmige Annahme fand: Jn Er
wägung, daß alle Maßnahmen der Staatsregierung in Preußen
bis zur Zeit den Jntereſſen eines wahrnehmbaren Bauarbeiter-
ſchutzes und den Forderungen der Arbeiter nicht entſprechen, in
weiterer Erwägung, daß bei dem Mangel einer hinreichenden
amtlichen Ueberwachung der Bauausführungen auch die geringen
Schutzbeſtimmungen nicht zur Geltung kommen können, erklärt
die heute im Lokale des Herrn Pirſchky (Engliſcher Hof) tagende
Verſammlung der Bauarbeiter von Halle zu dem Vorgehen der
Vertrauensperſonen der baugewerklichen Arbeiter zu Berlin
und der von denſelben dem Abgeordnetenhauſe am 27. Februar
dieſes Jahres übergebenen Petition ihre Zuſtimmung und volle
Unterſtützung. Die Verſammlung erwartet, daß das o Haus
der Abgeordneten die königliche Staatsregierung auffordert, in
allernächſter Zeit ein auf einheitlicher Grundlage aufgebautes
Landesbauarbeiterſchutzgeſetz nach den in der Petition begrün-
deten Vorſchlägen zur Reform der reren zur Zu
führung zu bringen. Zum Schluß kommt die Angelegenheit
Pola zur Sprache. Derſelbe hat die Beleidigungen gegen die
Kollegen Puppe und Bandermann betreffs Unterſchlagung von
Streikgeldern vor dem Schiedsrichter zurückgenommen und als
unwahr erklärt die Kollegen haben ſich mit einer ſchriftlichen
Erklärung begnügt. (Eing. 24. März.) W. K.

Aue.
Am Dnra fand hier eine Verſammlung des Sozial

demokratiſchen Vereins ſtatt. Gen. Weißmann-Halle ſprach
über Die Grundzüge des Sozialismus. Allſeitiger Beifall
dankte dem Redner. Von den weiteren Verhandlungen ſei hier
erwähnt, daß die Verſammlungen während des Sommerhalb-
jahres vom 12. April an alle drei Wochen des Sonnabends
abgehalten werden. Bei dieſer Gelegenheit wurde betont daß
die Genoſſen ded doch Sonntags und insbeſondere währen
der Feiertage unſere Wirte berückſichtigen ſollten; auch an die
übrigen Arbeiter und Genoſſen ergeht das Erſuchen, unterſtützt
nur die Wirte, bei denen wir Verſammlungen abhalten können.

Aus dem VReiche.
Berlin. Wegen Amtsunterſchlagungen und Untreue iſt

geſtern der Notar Flatow zu 1/4 Jahren Gefängnis veurteilt
worden.

Bingen. Eine Exploſion des Pulvermagazins von Bretz
und Huff hat große Verheerungen angerichtet. Außer einem
Dienſtmädchen, das ſchwer verletzt ins Hoſpital geſchafft wurde,
ſind zwei weitere auf einem thalwärts fahrenden Schiffe be
findliche Perſonen ſchwer verwundet worden. Die Weinberge
igemn bis über Rüdesheim hinaus ein Bild ſchrecklicher Ver
wüſtung.
Fyrlendert. er Schaden beträgt mehrere Hunderttauſend

ark.
Elberfeld. Kommunale Sozialpolitik. Hier haben

10 Techniker des ſtädtiſchen Bauamtes ihre Kündigung e
Von der Kündigung ſind betroffen worden zwei Bauaufſeher,
die bereits 10 bezw. 11 Jahre in ſtädtiſchen Dienſten ſtehen.
Die übrigen Techniker haben eine Beſchäftigungsdauer von
1--11 Jahren aufzuweiſen. Dieſe Sparſamkeitspolitik kon
traſtiert ſeltſam mit der Thatſache, daß man dem Oberbürger
meiſter und zwei Beigeordneten das Gehalt um Tauſende bon
Mark erhöht hat. Der Oberbürgermeiſter bezieht darnach das
für Elberfeld un verhältnismäßig hohe Gehalt von 20000 M.,
d. h. zwei Drittel deſſen, was der Berliner n n
mit zehnfach ſo hohen n r r r beziehtl! We
Wirkung verſpricht man ſich von derartigen Vorkommniſſen

Landsberg a. W. Eine Bauernhochz eit wurde vorige
Woche in Bürgerbruch gefeiert. Ein dortiger Bauer heiratete
die Tochter ſeines Nachbars, ebenfalls eines reichen Bauern
gutsbeſitzers. Es waren zu dieſem Feſte nicht weniger als
150 Gäſte geladen worden. Um dieſe Menſchenmenge zu be
wirten, ſind geſchlachtet worden: 2 Ochſen, 3 Kühe, 2 Kälber,
4 Schweine, 4 Zentner Fiſche, 50 Hühner, Puten, Enten und
Gänſe. Kuchen wurde von drei Bäckermeiſtern geliefert, Ge
tränke wurden von 3 Brauereien, Wein von 4 Weinhandlungenentnommen. Es ging auch ſonſt ſehr großartig zu. 2 t
kapellen ließen ihre Weiſen zum Tanz ertönen. Der Wezur Kirche wurde mit Kies befahren, alſo zu einem Porhweg

geſchaffen. Niemand wird den Vgruigren die Entfaltung
dieſes Hochzeitsprunkes mißgönnen. Aber daß der Arbeiter W
ſolche „Notleidende“ das Brot verteuert bekommen ſoll,
gleichfalls niemand einſehen können.
Greiz. Fürſt Heinrich XXII., der voriges Jahr durch dieeigenartige Züchtigung von Kindern bekannt geworden iſ ſt und

bald darauf nach dem Süden ging, iſt todkrank zurückgekehrtelb e nhof eigenund wurde, „um Aufſehen zu vermeiden“, vom Bah
bach aus ins Schloß getragen.

Paderborn. Der Rottenarbeiter Bade wurde geſtern
der hieſigen StrafkammeSia I dienen henen c dal de e

Jnsgeſamt wurden 60 Zentner Pulver in die Luft
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ſgaie und vier Jahren Ehrverluſt verurteilt und ſofort ver
aftet.
Paderborn. Das Urteil im Prozeſſe wegen des Alten

bekener Bahnunglücks lautete: Der Gerichtshof iſt der Anſicht,
daß der Angeklagte Peters gen den S 14 der Zugführer
Jnſtruktion verſtoßen hat, Peters war verpflichtet geweſen,
ganz beſonders angeſichts des großen Nebels, den Zug
zu decken. Der Umſtand, daß andere Zugführer ebenſo wie
er handeln, kann den Angeklagten nicht ſtraffrei machen.
Bei der Strafzumeſſung hat der Gerichtshof dem Angeklagten
Peters mildernde Umſtände zugebilligt und deshalb gegendieſen nur auf 6 Wochen Gefängnis erkannt. Dagegen et

der Angeklagte Kleinhans ungemein leichtfertig gehandelt.
hätte ſogar ſehr bald auch dem nachfolgenden Güterzuge freie

gegeben, wenn er nicht rechtzeitig gewarnt worden wäre.
adurch wäre das Unglück noch bedeutend größer geworden.

Der Gerichtshof hat daher Kleinhans zu 9 Monaten Gefängnis
verurteilt und den Angeklagten Peters und Kleinhans die Koſten
des Verfahrens auferlegt.

Raſtatt. Hier erſchoß Leutnant van Hout vom 25. Jnf. Regt.
ſeine Geliebte, die junge Tochter eines Karlsruher Bürgers, und
dann ſich ſelbſt.

Vermiſchtes.
Cholera. Unter den türkiſchen Mekkapilgern fordert die

Cholera zahlreiche Opfer. Täglich ſind etwa 250 Todesfälle zu
verzeichnen.

Einen neuen Generaloberften hat die deutſche Armee
erhalten, nämlich den Großherzog von Luxemburg, der von
Wilhelm II. zu dieſer Charge befördert worden iſt, wie eine
Extraausgabe des Milit. Wochenbl. meldet.

Jn Flammen ſteht ſeit Montag die Ortſchaft Kaumberg
im Trieſtingthal (Oeſtreich). Alle Löſchverſuche waren bisher
erfolglos.

Erſchoſſen wurde ein Deutſcher Namens Hoffmann, der
in Oſtindien von den Engländern in einem Burenlager ge-
fangen gehalten wurde. Hoffmann wollte fliehen und wurde
dabei von einem Poſten erſchoſſen.

Die Schneeſtürme von Awomori. Jn der neueſten
japaniſchen Poſt liegt der Köln. Ztg. der Bericht des Haupt-
manns Kuraiſhi vor, der mit noch 11 andern aus dem fürchter-
lichen Schneeſturm gerettet worden iſt, der Ende Januar, wie
damals mitgeteilt, einen ganzen japaniſchen Truppenteil ver-
nichtete.

Von Awomori aus, das an der Nordſpitze der Jnſel Nippon
liegt, war am 23. Januar ein Korps von 210 Mann aufgebrochen,
um im Schnee Marſchübungen vorzunehmen. Es beſtand aus
9 Offizieren, 1 Arzt, 2 Avantageuren, 4 Sergeanten, 34 Sol-
daten des dritten Jahrganges, die vor dem Unteroffizier ſtanden
und aus 160 Gemeinen. Beim Frühſtück war es ſchon ſo kalt,
daß die Soldaten kaum die Hände zum Eſſen bewegen konnten.
Das Biwak wurde in einem Walde aufgeſchlagen. Bis 9 Uhr
blieb das Wetter erträglich. Jede Kompagnie baute ſich einen
Schutzwall aus Schnee, den man aber nicht bedecken konnte.
Die Mannſchaften kauerten ſich um das Holzkohlenfeuer, das
man auf dem Schnee anmachen mußte, da man den Boden
nicht erreichen konnte. An warmes Eſſen und an Schlafen war
unter ſolchen Umſtänden nicht zu denken. Als um 2 Uhr
morgens Schnee fiel und ein Sturm einſetzte, ſuchten ſich die
Leute durch das Abſingen eines Kriegsliedes zu beleben. Das
Ziel des Marſches, Taſhiro, war nur 4 Kilometer entfernt, man
mußte aber dabei einen Fluß überſchreiten. Der befehlhabende
Major ordnete darum den Rückmarſch nach Awomori an
(14 Kilometer). Der Sturm war aber ſo heftig, daß die Mann-
ſchaften kaum die Augen öffnen konnten. 12 Mann konnten
nicht mehr weiter, ſie wurden erſt von ihren Kameraden mit-
geſchleift, als die Zahl aber immer größer wurde, unterließ
man das, und ſo verlor man am 24. etwa ein Viertel der
Mannſchaft. Man konnte alſo nur ſehr langſam vorwärts
kommen. Offiziere wie Soldaten verloren den Gebrauch ihrer
Hände, den meiſten erfror auch das Geſicht. Um 5 Uhr ſchlug
die Truppe wieder ein Biwak auf, das kaum 3 Kilometer von
dem Biwakplatze des Vortages entfernt ſein mochte. An Feuer
machen war gar nicht zu denken und die mitgenommenen
Lebensmittel waren ſo hart gefroren, daß man ſie nicht beißen
konnte. Man konnte die Blutzirkulation nur durch ſtetes Be-
wegen der Beine aufrechterhalten. Die, welche am meiſten
durch den Froſt litten, wurden in die Mitte genommen und hin
und her geſchüttelt. Der Hauptmann Okitſu ſtarb, und ſein
Leichnam wurde beim Weitermarſch am Morgen des 25. mit-
genommen; außer ihm waren während der Nacht noch 39 Mann
geſtorben.

Als es um 3 Uhr weiter gehen ſollte, fielen 30 Mann plötzlich
um. Sie lebten noch, konnten ſich aber nicht bewegen und nicht
einmal antworten. Auch Major Yamaguchi wurde ohnmächtig.
Man verbrannte die Torniſter der Geſtorbenen, um ihn wieder
zu beleben, was aber vergeblich war. Als der Sturm um
8 Uhr nachließ, wurden zwei Patrouillen gebildet, deren eine
den Weg nach Taſhiro, dem urſprünglichen Ziel, die andere den
nach Tamogi, 7 Kilometer von Awomori, feſtſtellen ſollte. Major
Yamaguchi kam wieder zu ſich und konnte ſogar das Kom-
mando wieder übernehmen, was den Leuten neuen Mut ein-
flößte. Man ging nun in Abteilungen vor. Kuraiſhi, der
gleichfalls öfters die Beſinnung verlor, berichtet, daß ihm am
27. ein Unteroffizier die Nachricht brachte, man habe den Weg
nach Tamogi gefunden. Kuraiſhi traf mit einer anderen Ab-
teilung zuſammen, trennte ſich aber wieder von ihr, und
Kuraiſhis Abteilung fand endlich jenen ſchon erwähnten Fluß,
an dem Awomori liegt. Man mußte aber die Nacht noch im
Freien zubringen und man kam auch am nächſten Tag, dem
28., noch nicht vorwärts. Ein Mann nach dem andern erfror,
andere kamen auf der Suche nach ihren Kameraden um und
Hauptmann Kuraiſhi legte ſich mit dem Leutnant Jto in eine
Art Grube, um in gegenſeitiger Umarmung zu ſterben. Auch
Major Yamaguchi war noch in ihrer Nähe.

So verging der 29. Am 30. glückte es Kuraiſhi, einen Hügel
zu erſteigen, wo er von den ausgeſchickten Leuten geſehen und
mit ſeinen Kameraden gerettet wurde. Die zur Hilfeleiſtung
ausgeſandten Truppen konnten, wie ſchon ſeiner Zeit berichtet
wurde, ihre Aufgabe nicht ausführen, da die Schneeſtürme an-
dauerten und die Wege verweht waren. Am 14. Februar noch
wurde gemeldet, daß die Stürme andauerten und das Suchen
erſchwerten. Jm ganzen ſind 17 Leute gerettet worden, von
denen 5 nachträglich geſtorben ſind. 108 Leichen wurden ge-
funden. Für die Hinterbliebenen der Verunglückten ſind um-
fangreiche Sammlungen eingeleitet worden.

Den Erreger des Krebſes entdeckt haben will ein Ber-
liner Arzt Dr. Zeinberg. Jn der neueſten Nummer der
Deutſchen mediziniſchen Wochenſchrift teilt er das Ergebnis
ſeiner Unterfuchungen, die bis in das Jahr 1899 zurückreichen,
mit. Ss handelt fich um Krebsgeſchwülſte, die ganz kurze Zeit
beſtanden hatten. Dr. Feinberg hat dieſe ſorgfältig unterſücht
und in den Geweccichnitten eigenartige Gebilde gefunden, die
er als einzellige, ſelbtändige tieriſche Organismen bezeichnet.
Sie unterſcheiden ich van allen Körverzellen und ähnlichen
Dingen ganz ſcharf und ſtehen nach Dr. Feinbergs Ueber-

gung ſicher in urſächſichem Zuſammenhang mit den Krebs-
ten. Dr. -einberg glaubt ſogar, in zweifelhaften
An durch Auffinden dieſer Gebilde die etwaige bösartigeer einer Geſchwulft fickereellen zu können. Die Unter-
ſauge n, beeren Ergebnis ſicherlich berechtigtes Aufſehen er-
regen Arte ſind zum Teil in der erſten mediziniſchen Klinik
der Carte Die Praf, v. Leyden unterſteht, zum anderen Teil
in der Ltaichen Inſtitut der Berliner land wirtſchaftlichen
r ſtellt und van autaritagtiver Seite kontrolliert
ort See Prufungen werden zeigen müſfſen, ob Dr. Fein
u en wirklich zur Entseckung der eigentlichen
c r haben.

SFetzte Nachrichten.
London, 25. März. Ueber den Gang der Friedensverhand-

lungen wird berichtet: Die anglo- holländiſche Note, die am
15. Februar veröffentlicht worden war, traf nebſt den be
gleitenden Dokumenten am 1. März in Pretorig ein. Kitchener
übermittelte ſie an die Burenführer. Am 10. März hat Schalk
Burgher freies Geleit nachgeſucht, um mit den übrigen Buren
kommandanten in Verbindung zu treten. Jn Regierungskreiſen
beobachtet man größte Reſerve und ſpricht ſich über die Ange
legenheit nicht aus. Man erklärt, alles hänge von der Antwort
de Wets und Steijns ab. Jn parlamentariſchen Kreiſen glaubt
man, die Gewährung freien Geleits an die Mitglieder der
Burenregierung ſei der Dank für die Freilaſſung Methuens.
Man erörtert bereits, welches die Friedensbedingungen ſein
können und glaubt, daß Kitchener jetzt beſſere Bedingungen
ſtellen werde als früher.

Die Geſetzgebung Englands und Transvuals.

Eine Gegenüberſtellung der Geſetzgebung des kultivierten
England und der des angeblich rückſtändigen Transvaal iſt
von engliſchen Burenfreunden gemacht worden. Der Gedanke
hierzu wurde von dem engliſchen Philoſophen Spencer, der
ausgeſprochener Gegner des ſüdafrikaniſchen Krieges iſt, an
geregt. Die Gegenüberſtellung iſt von einem Mr. Roſe ge-
macht worden, der längere Zeit in Johannesburg gelebt und
dem dortigen Gewerkſchaftskartell vorgeſtanden hat. Aus der
Gegenüberſtellung ſeien folgende wichtige Stellen angeführt:

England. Transvaal.
1. Das Wahlrecht betreffend Briten und Buren“

Beſchränktes Wahlrecht, er Allgemeines Wahlrecht. Jeder
rungen nach 50 jähr. Agitation. männliche Bur erhält im Alter
Jm Jahre 1899 belief ſich die von 21 Jahren das volle Wahl
männliche Bevölkerung des Ver recht; im Alter von 16 Jahren
einigten Königreichs, die im das beſchränkte Wahlrecht.
Alter von 21 Jahren und da
rüber ſtand, auf 11 985 900.
Davon waren nur G 161 487
ſtimmberechtigt.

2. Das Wahlrecht betreffend Ausländer.
Bedingungen: 5 Jahre Reſi- Bedingungen: 7 Jahre Reſi-

denz in England oder Kolonien; denz:; 2 Pfd. Sterl. an Naturali-
Naturaliſationsſchein: Zahlung ſationsgebühren Huldigungs-
von 5 Pfd. Sterl. an Naturali-eid; jeder Ausländer, der zwei
ſationsgebühren Huldigungs- Jahre im Lande gewohnt, erhält
eid; Beſtätigung ſeitens des den erſten Natuxaliſationsſchein,
Staatsſekretärs des Jnnern, der ihn berechtigt, bei Unter
der dem Naturaliſierten das hauswahlen zu ſtimmen, ebenſo
Wahlrecht verweigern kann. bei gewiſſen Beamtenwahlen.

Kein Beamter hat ein Recht,
dem Ausländer die Naturali-
ſationspapiere zu verweigern.

3. Aufſtellung der Wahlliſten.
Die Regiſtrierung der Wähler Beſondere Regiſtrierung nicht

iſt ſehr kompliziert und ent nötig. Jeder Bürger oder Aus-
rechtet von 10 bis 25 Prozent länder wird vom Feld-Kornett
der Wähler. regiſtriert. An und Abmeldungbeim Umzug von einem Ort

oder Diſtrikt in den andern.
4. Zahl der Stimmen.

Zahlreiche Wähler mit Jeder Wähler nur eine
mehreren Stimmen. timme.

5. Oberhaupt des Staates.
Gewählter Präſident: ſeine

Wähler ſind alle regiſtrierten
Bürger im Alter von 21 Jahren.

6. Geſetzgebende Körperſchaften.
Ein Haus wird r Beide Häuſer gewählt, die

Erbliche Monarchie.

das andere erblich. die geſetzgebenden Arbeiten
unter ſich verteilen.

7. Dauer der Parlamentsperiode.
Das Unterhaus wird auf Beide Häuſer werden auf

ſieben Jahre gewählt. vier Jahre gewählt.
8. Erziehung.

Das engliſche Volksſchul- Jm Jahre 1898 das letzteweſen ſteht weit hinter dem Jahr, für welches eine Schul
der Vereinigten Staaten oder ſtatiſtik vorhanden iſt hat
Deutſchlands. Transvaal fünfmal ſo viel

für Erziehung ausgegeben wie
England.

Der Verfaſſer giebt noch eine ganze Reihe anderer Ver-
gleiche, die uns die Geſetzgebung Transvaals als die einer
agrariſchen Demokratie zeigen. Jntereſſant iſt die Be
merkung, daß die Burenregierung nur Zivilehen anerkannte,
ſowie daß vor dem Aufblühen Johannisburgs es keine Pfand-
leihanſtalten in Transvaal gab.

Jhre Verfaſſung und ihre Thaten während der letzten zwei
Kriegsjahre beweiſen zur Genüge, daß die Buren ganz nahe
daran waren, eine Kulturnation zu werden und daß ſie die
Sympathie aller Freiheitsliebenden durchaus verdienen.

An die Kameraden von Teutſchenthal.
An dieſer Stelle will ich auf große Fehler hinweiſen, die von

Euch Kameraden gemacht werden. Unſer Ort liegt ja bekannt-
lich leider im rückſtändigſten Wahlkreiſe von ganz Deutſch
land. Freie Willensmeinung und Gedankenfreiheit werden in
Feſſeln geſchlagen. Wer ſeine Exiſtenz erhalten will, iſt ge
zwungen, zu ſchweiſwedeln und zu katzbuckeln. Sind das nicht
traurige und unwürdige Zuſtände Genoſſen, gegen ſolche
Zuſtände müſſen wir ankämpfen. Und da giebt es nur ein
Allheilmittel: Werbt neue Abonnenten fürs Volksblatt; jeder
neue Abonnent iſt ein neuer Kämpfer. Aufklärung in die
Maſſen zu bringen, ſoll unſere Hauptaufgabe ſein. Jedem, der
unparteiiſche Blätter lieſt, muß klar gemacht werden, wer für
unſere Rechte eintritt und das herrſchende Syſtem bekämpft bis
aufs Blut. Thut das vielleicht der General oder Ceutral-
Anzeiger, oder vielleicht die Blättchen, die in der Hauptſtadt
des Mansfelder Diſtrikts, in Eisleben erſcheinen? Nie und
nimmer, nur das Volksblatt allein kämpft für unſere Sache.
Solche unvarte iſſchen Blätter bringen wohl Neuigkeiten, wie
die und die Fürftlichkeit gekleidet geweſen, ſenſationelle Neuig-
keiten von ausländiſchen Königinnen, wie viel Hüte, Roben,
Taſchentücher uſw. ſie hat, aber in keiner Spalte kann man
leſen, wie der arme Mann mit ſeiner Familie ſeine Lage ver
beſſern kann, höchſtens wird auf Gott und das beſſere Jenſeits
hingewieſen. Bei jeder Gelegenheit werden die Arbeiter und
deren Forderungen verhöhnt. Stellen die Arbeiter in irgend
einem Betriebe Forderungen, ſo fallen dieſe Blätter den Ar-
beitern ſofort in den Rücken und ſorgen durch Reklame und
Annoncen für Erſatz der übermütigen Arbeiter, damit dem

Kapital kein h e d„Kamergben, ich könnte noch tauſend Fälle anführen.Eure Pflicht und Schuldigkeit, wenn Jhr es nß W
Lage zu verbefſern, beſtellt das Volksblatt und ſorgt für
aene Abennenten. Das Vollsblatt iſt unſere gefürchtetſte und
ſchärfſte Waffe
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Wende wirdJahr. Fest unsDitat mu i uns dic Wtkal zu
am meiſten geſündigt. Es iſt eine Schande, wie wenig Gewichtdrauf gelegt wird in Lokal zu beſitzen. Die Arbeiter ſind in
allen anderen Lokalen, nur nicht in der Fortuna. Die Arbeiter
ſind überall gern geſehene Gäſte, wenn ſie tüchtige Zechen
machen, oder als Kriegervereinler, was leider rielt Arbeiter
ſind, oder Geſangsvereinler, auch wenn ſie Mitglieder von
Rauch- und Pfeifenklubs ſind, nur dürfen die Arbeiter nichtan als Sozialdemokraten oder Mitglied des Bergarbeiter

Verbandes, um vielleicht ſich zu beſprechen, wie man beſſere
Lebensbedingungen erzielt, oder zu proteſtieren gegen Ver-
chlechterungen von Arbeiterrechten. Da erklären dieſe Herren

irte, welche für die hohe Obrigkeit und das Unternehmertum
ſtets r haben ſind: Das geht nicht, und das erlaube ich nicht.
Die Arbeiter ſollen ſich immer ducken und nicht mucken, das iſt
die Parole dieſer Herren. Drum Kameraden, wollt Jhr ein
Gläschen Bier trinken, ſo unterſtützt Herrn Meißner, damit uns
dieſes Lokal erhalten bleibt und werdet Mitglieder des Berg-
arbeiter-Verbands und Abonnenten des Volksblattes, denn
nur auf dieſe Art können wir etwas erreichen. Vereinzelt ſind
wir nichts, ſind wir aber Mann für Mann im Verband, ſind
wir eine Macht.

Denn Einigkeit macht ſtark!
Auch die Arbeiterſchaft von Halle und die Radfahrervereine

möchte ich erſuchen, bei Jhren Ausflügen durch Teutſchenthal
nur in der Fortung zu raſten, da auch ein ſchöner großer Garten
zur Verfügung ſteht und unſerer guten Sache ſehr gedient iſt.

A. W.
Streckan.

Genoſſen! Da uns am Orte kein Lokal zur Abhaltung von
Verſammlungen zur Verfügung ſteht, ſo findet für nächſten
Freitag eine Abſtimmung über Abſendung eines Delegierten
event. Wahl desſelben zur Gemeindevertreter- Konferenz ſtatt,
welche am 1. und 2. Oſtertag in Halle ſtattfindet. Beteiligt
Euch recht zahlreich an der Abſtimmung.

D. V. d. S. V. St.
Briefkaſten der Redaktion.

Sch., 1. Steuern muß derjenige zahlen, der
ſteuerpflichtiges Einkommen hat. Eine Gemeinde kann bei
einem Einkommen von 300--420 M. jährlich 1.20 M. Steuern
erheben, iſt das Einkommen unter 300 M., ſo kann für je 100
Mark Einkommen 40 Pf. jährlich erhoben werden. Als Ein
kommen gilt auch die Rente und der Auszug. 2. Die Viktoria
kann ſobald durch Unterſchrift die Aufnahme perfekt ge
worden, auf Erfüllung des Vertrages klagen. Wie viel die
Geſellſchaft oder der Generalagent als Abfindung verlangen
kann, darüber beſtehen keine geſetzlichen Beſtimmungen. Som t
muß die Frau zahlen.

Fr. Gr. Dank für Mitteilung. Der Sache wird nach-
gegangen werden.

Quittung aus Aue.
Von A. S. für den Sozd. Verein Aue 1 Mk. B.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, (Nord, Burgſtr. 38), 22. März.

Geboren: Lackierer Horwath S. (Gr. Brunnenſtr. 19.
Arzt Dr. med. Fuld S. (Uleſtr. 13). Krankenpfleger Köke S.
(Levpoldſtr. 34). Maler Büchſenſchuß S. (Fleiſcherſtr. 40). Uhr
macher Garmshauſen T. (Ludwig 37). Arbeiter
Keller S. und T. (Advokatenweg 13). Heizer Rubel S.
Schillerſtr. 20). Arbeiter Richter T. (Laurentiusftr. 18). Portier

Heinrich T. 23).Geſtorben: Schloſſers Zorn S 7. J., Ludwig Wucherer
ſtraße 62). Wärters Jecht (Mühlweg 45). ArbeitersLutze S., 9 Mon. Kin Kirchthor 27). huwes o

24. März:
Aufgeboten: Kutſcher Böhme und Emma Neitzſch (Roſenſtraße 8 und Taucha). Gürtler Schulze und 5 Arndt

Berlin und Gr. Brunnenſtr. 36). Bäcker Naumann und Frida
Hunſcha Reilſtr. 112 und Schillerſtr. 30).

Geboren: Arbeiter Henze T. u. S. (Wöärthſtr. 6). Schloſſer
Heinicke S. (Trothaerſtr. 60). Buchhalter Berendt S. (Eichen
dorffſtr. Arbeiter Klett S. Reilſtr. 38). Arbeiter Pötzſch
T. Saaleſtr. 5). Tiſchler Peters T. (Am Kirchthor 30). Lehrer
Behr S. (Friedrichſtr. 35).

Geſtorben: Oberſten a. D. Baron v. Lichtenberg Ehefrau,
50 J. (Advokatenweg 1). Heizers Brodhuhn T., 9 J. (Trothaer
ſtraße 51). Arbeiters Röder T., 2 Mon. Reilſtr. 104).

Halle (Süd, Steinweg 2), den 24. März.
r Arbeiter Siwik und Julianne Guzdziol(Merſeburgerſtr. 96 und Schloſſerſtr. Arbeiter Gola und

Anna Wiccek Merſeburgerſtr. 3 u. 14). Tagelöhner Weber und
Bertha Porfitz (Beerendorf und Merſeburgerſtr. 15). Kaufmann
Martin und Margarete Wagner (Berlin und Anhalterſtr. 13).
Schuhmacher Wächter und Luiſe Oswald (Mühlgaſſe 2 und
Breiteſtr. 35). Bergmann Dannenberg und Marie Pfefferkorn
(Hohnsdorf und Lützen). Sergeant Heſſe und Olga Hennig
(Thorn und Halle). Kaufmann Hietſchold und Marie Naumann
Galle und Altenburg). Kommis Kretzſchmar und Wilhelmine
Pepper (Altona). Arbeiter Volkland und Anna Conrad (Eis-
leben). Tiſchler Sauerwein und Bertha Schreiber (Halle und

h Kontoriſt Arnold und Hedwig Grodnau (Halle und
iemitz).
Eheſchließung: Schloſſer Fuß und Luiſe Ulrich (Friedrichſtraße 4 und Kuttelhof 9). her gus 9 3
Geboren: Arbeiter Ohms T. (Saalberg 16). Arbeiter Bieler

S. (Gr. Ulrichſtr. 60). Arbeiter Magdeburg T. (Steg 2). Ar
beiter Städtler T. (Gr. Sandberg 12). Arbeiter Wallrodt T.
Thorſtr. 36). Maſchiniſten Stoltmann S. (Alter Markt 19).
Tiſchler Beckendorf S. (Hedwigſtr. 2). Tiſchler Lindner S.
(Forſterſtr. 24). wer Kühne S. (Schloſſerſtr., 9). m
Adler S. Leipzigerſtr. 49). Schloſſer Kautzſch T. (Alter
Mark 24). Schloſſer Springer S. (Krukenbergſtr. 10). Metall
dreher Krasper S. (Frieſenſtr. 10). Regiſtratur Rehfeld S.
(Fürſtenthal 1). Maler Diedrich T. (Kaulenberg 9). An
Hertz S. (Krukenbergſtr. 17). Oberwärter Gaffron T. (Klinih).

Geſtorben: Roſine Spatzier gen. Engeling, 82 J. (Siechen-
anſtalt). Lohnkellner Hirſchfeld, 46 J. Lehrer em. Schüne,
74 J. (Magdeburgerſtr. 52). Schiffbauers Litzke T., 7 Mon.
Spitze Schuhmacher Alſcher, 28 J. (Eliſabethkrankenhaus)
Arbeiters Böhme S. totgeb. (Mauerſtr. 8). Schaffners Brzeski
S., 2 J. Ludwigſtr. 46). Gärtners Nuſch T., 1 J. Kleine
r Stanzers Behler T.,5 Mon. (Niemeyerſtr. 14 0).
Brennmeiſters Werner Ehefr., 58 J. (Bergmannstroſt). Häuers
Bönicke S., 2 J. Klinik). Arbeiters Welz Ehefr., 35 J. (Thor-
ſtraße 25). Dienſtmann Meißner, 49 J. (Kiinihh. antinen
macher Johnke, 39 J (Künit), ientner Buchſpies, 67 J. (Gr.
Brauhausſtr. 31). Lehrer Dietrich, 41 J. (Schwetſchleſir. 40).
Keſſel chmied Göpel, 56 J. (Zwingerſtr. 10). Kellners Werner
T. 2 J. (Krukenbergſtr. 10). Rangiermeiſters Brämer S., 1 Mon.
(Jahnſtr. 6).

Litteratur.
Von der Neuen Zeit (Stuttgart, Dietz' Verlag) iſt ſoebendas 25, et des 20. Jahrgangs ſchienen Aus Le Inhalt

heben wir hervor: Taltiſches zum Brotwucher. Per zug
der Zehntauſend. Einige Bemerkungen über Bernſielns neueſte
Vorrede und den Kongreß von Tours. Von K. Kar77 v de er eebergüe h Von a elm

r e Stagt a ergwerksbue, Ein franzöſiſcher Sombart. Von
ab BannStreiks in Dänemark 1897 bis 1899Notizen: Arbeitsloſigkeit und Abe nacht

Verantwortlicher Redakteur: A. Welſwann ſn
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